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Gesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz: Totalrevision 
Vernehmlassungsverfahren 

1. Ausgangslage 

1.1 Nach Art. 57 der Bundesverfassung (BV) sorgen Bund und Kantone im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten für die Sicherheit des Landes und den Schutz der Bevölkerung. Diese Verfas-
sungsbestimmung bildet keine Grundlage für eine übergeordnete Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes oder für eine gemeinsame Aufgabe von Bund und Kantonen im Bereich des Bevölke-
rungsschutzes, sondern verankert das Koordinationsgebot bei den einzusetzenden zivilen und mi-
litärischen Instrumenten. Hingegen verfügt der Bund im Bereich des Zivilschutzes und Kulturgü-
terschutzes (Art. 61 BV) wie auch bei der Landesversorgung und Ernährungssicherheit (Art. 102 
und 104a BV) über umfassende Gesetzgebungskompetenzen. 

1.2 Der Bund hat seine Koordinationspflicht im Bereich des Bevölkerungsschutzes im 
Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz vom 20. Dezember 2019 (Bevöl-
kerungs- und Zivilschutzgesetz, BZG, SR 520.1) normiert. Es geht dabei um Zusammenarbeitsre-
gelungen und Kompetenzabgrenzungen im Sinne der Verankerung eines zivilen Verbundsystems 
zur Bewältigung von Grossereignissen, Notlagen, Katastrophen und bewaffneten Konflikten. Unter 
einer gemeinsamen Führung soll die Koordination und Zusammenarbeit der fünf Partnerorganisa-
tionen Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, technische Betriebe und Zivilschutz sichergestellt 
werden. 
Der Zivilschutz war ursprünglich als Reaktion auf die atomare Bedrohung durch den kalten Krieg 
geschaffen worden. In der Schweiz wurden flächendeckend Schutzräume für die Bevölkerung im 
Falle eines Krieges erstellt. Mit dem vermeintlichen Ende des kalten Krieges wurde die Funktion 
des Zivilschutzes neu ausgerichtet. Hauptzweck des Zivilschutzes war nicht mehr nur der Schutz 
der Bevölkerung bei bewaffneten Konflikten, sondern auch der Schutz vor natur- und zivilisations-
bedingten Katastrophen und Notlagen. Die endgültige Modernisierung erfuhr der Zivilschutz mit 
der Verankerung des Zivilschutzes als Partnerorganisation des Verbundsystems Bevölkerungs-
schutz. Der Bund hat deshalb die Zuständigkeiten und Aufgaben im Zivilschutz, insbesondere die 
Schutzdienstpflicht und die Ausbildung sowie den Schutzbauten, im gleichen Gesetz wie den Be-
völkerungsschutz geregelt. 



 

 

RRB Nr.  - 2/38 -  

 
Das Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung vom 17. Juni 2016 (Landesversor-
gungsgesetz, LVG, SR 531) regelt die Massnahmen zur Sicherstellung der Versorgung unseres 
Landes mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen in schweren Mangellagen, denen die 
Wirtschaft nicht selbst zu begegnen vermag. Daneben existieren auf Bundesstufe zahlreiche wei-
tere Gesetze und Verordnungen, die sich mit der Sicherheit und dem Schutz der Bevölkerung und 
ihrer Lebensgrundlagen befassen (insbes. Landesverteidigung, Sicherheit von Kernanlagen, Strah-
lenschutz, Alarmierung). 
Der Kulturgüterschutz basiert auf verschiedenen internationalen Abkommen und wurde im Bun-
desgesetz über den Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten, bei Katastrophen und in 
Notlagen vom 20. Juni 2014 (KGSG, SR 520.3) eigenständig geregelt. Der Kulturgüterschutz hat 
es sich zur Aufgabe gemacht, die identitätsstiftenden Objekte unseres Landes und seiner Kultur 
für die nachfolgenden Generationen zu erhalten. 

1.3 Die Kantone verfügen im Bereich des Bevölkerungsschutzes über eine parallele Ge-
setzgebungskompetenz und im Zivil- sowie Kulturgüterschutz, eingeschränkt auch bei der wirt-
schaftlichen Landesversorgung, über Vollzugsrechtskompetenzen. Mit Ausnahme des Zivilschut-
zes liegt die Gesetzgebungskompetenz bei allen übrigen Partnerorganisationen des Bevölkerungs-
schutzes, d. h. die Polizei, die Feuerwehr, das Gesundheitswesen sowie die technischen Betriebe, 
bei den Kantonen. 
Entsprechend der Konzeption des Bundes hat der Kanton Schwyz den Bevölkerungs- und Zivil-
schutz ebenfalls im gleichen Gesetz geregelt, mit der Besonderheit, dass der Kulturgüterschutz, 
wie in einer Anzahl anderen Kantonen, ebenfalls darin normiert wurde. Das Gesetz über den Be-
völkerungsschutz und den Zivilschutz vom 16. März 2005 (GBZ, SRSZ 512.100) trat am 1. Ja-
nuar 2006 zusammen mit der Vollzugsverordnung zum Gesetz über den Bevölkerungsschutz und 
den Zivilschutz vom 29. November 2005 (VVzGBZ, SRSZ 512.111) in Kraft. Die Landesversor-
gungsgesetzgebung wurde ohne Verankerung auf Gesetzesstufe in der kantonalen Vollzugsverord-
nung zum Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung vom 9. März 2004 (SRSZ 
514.211) umgesetzt. 

2. Revisionsbedarf 

2.1 Bevölkerungs- und Zivilschutz 

2.1.1 Am 1. Januar 2012 trat eine Teilrevision des Bundesgesetzes über den Bevölke-
rungsschutz und den Zivilschutz vom 4. Oktober 2002 (AS 2002 4187, AS 2011 5891) in Kraft. 
Bei dieser Teilrevision ging es nicht um eine grundsätzliche Reform, sondern um «Garantiearbei-
ten» in einzelnen Teilbereichen, namentlich bei den Einsätzen und den Ausbildungsdiensten im 
Zivilschutz sowie bei den Schutzbauten (BBl 2010 6055). Vor dem Hintergrund der Dreifachka-
tastrophe mit einem Erdbeben, Tsunami und einem explodierten Atomkraftwerk im japanischen 
Fukushima am 11. März 2011 drehte sich die Diskussion in der parlamentarischen Beratung vor 
allem auch um die Frage, ob Schutzräume die Bevölkerung gegen die potenziellen Gefahren des 
21. Jahrhunderts schützen können. Letztlich entschied sich das Parlament für den Beibehalt der 
Schutzraumpflicht für private Hauseigentümer in Gebieten, wo nicht genügend Schutzplätze vor-
handen sind, sowie bei Grossüberbauungen. Eigentümer von Wohnhäusern, welche keine Schutz-
räume zu erstellen haben, müssen weiterhin Ersatzbeiträge bezahlen. Die Verwaltung über diese 
Ersatzbeiträge wurde neu den Kantonen und nicht mehr den Gemeinden zugewiesen. 

2.1.2 Am 27. September 2013 folgte eine weitere Revision des Bundesgesetzes über 
den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz, welche vor allem die Schutzdienstpflicht betraf (AS 
2015 187). 
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2.1.3 Um den künftigen Bedrohungslagen besser Rechnung zu tragen und den Bevölke-
rungs- und Zivilschutz weiter zu optimieren, erarbeiteten der Bund und die Kantone zusammen 
mit den Partnerorganisationen des Bevölkerungsschutzes die Strategie Bevölkerungsschutz und 
Zivilschutz 2015+. Diese bildete die Grundlage für das am 1. Januar 2021 in Kraft getretene, 
totalrevidierte Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz. Neben der eben-
falls totalrevidierten Verordnung über den Zivilschutz vom 11. November 2020 (Zivilschutzverord-
nung, ZSV, SR 520.11) wurde die neue Verordnung über den Bevölkerungsschutz vom 11. No-
vember 2020 (Bevölkerungsschutzverordnung, BevSV, SR 520.12) erlassen, welche die ehema-
lige Alarmierungs- und Sicherheitsfunkverordnung (AS 2010 5179) abgelöst hat. 
Im Bereich des Bevölkerungsschutzes bestand die Hauptzielsetzung dieser Totalrevision darin, 
das Gesamtsystem des Bevölkerungsschutzes auf die veränderte Bedrohungslage, die Herausfor-
derungen durch extreme Unwetter und andere Gefahrenlagen und die damit verbundenen Risiken 
auszurichten. Die grundsätzliche Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen wurde beibehal-
ten. Am bewährten Verbundsystem mit den Partnerorganisationen wurde festgehalten. Auf die 
Aufnahme des Zivildienstes als weitere Partnerorganisation wurde verzichtet. Um die Führung, 
Koordination und Einsatzfähigkeit im Verbundsystem zu stärken und die Zusammenarbeit der 
Partnerorganisationen in der Vorsorge und bei der Ereignisbewältigung zu optimieren, wurden die 
Zuständigkeiten und Kompetenzen präzisiert. Die Grundlagen für die Alarmierungs- und Telekom-
munikationssysteme wurden gesetzlich verankert und einer Erneuerung zugänglich gemacht. Die 
Massnahmen zum Schutz kritischer Infrastrukturen, namentlich auch die Vorkehrungen zur Ab-
wehr von Cyber- und ABC-Risiken, wurden verbessert. Schliesslich wurde der Ausbildung im Be-
völkerungsschutz eine einheitliche Doktrin zu Grunde gelegt. Weitere Vorgaben bezwecken eine 
verbesserte Koordination von Ausbildungen und Übungen. 
Im Zuge der Revision der Zivilschutzgesetzgebung wurde die Schutzdienstpflichtdauer in Anglei-
chung an die Armee reduziert. Damit beginnt die Dienstpflicht frühestens im 19. Altersjahr und 
endet spätestens im 36. Altersjahr. Das im Militär und Zivildienst geltende Durchdienermodell 
wurde beim Zivilschutz vom Parlament verworfen. Aber alle von den Schutzdienstpflichtigen ge-
leisteten Diensttage werden bei der Wehrpflichtersatzabgabe angerechnet. Um Unterbestände in 
einzelnen Kantonen besser auszugleichen, wurde die interkantonale Zuweisung von Schutzdienst-
pflichtigen vereinfacht. Zudem wurden die Führungskompetenzen des Kaders gestärkt. Dies er-
möglicht es auch, dass die Formationen des Zivilschutzes schneller in den Einsatz gelangen kön-
nen. 
Hinsichtlich des Schutzraumbau änderte sich mit der Totalrevision wenig. Es wurden Fragen der 
Schutzanlageninfrastruktur und des Materials geklärt. Allerdings wurde die Verwendung von Er-
satzbeiträgen eingeschränkt. Sie dürfen seither grundsätzlich nur noch zur Finanzierung der öf-
fentlichen Schutzräume der Gemeinden und zur Erneuerung öffentlicher und privater Schutz-
räume eingesetzt werden. Dabei kann auch die Ersatzabgabe zur Finanzierung der öffentlichen 
Schutzräume der Gemeinden herangezogen werden. 

2.1.4 Am 20. Dezember 2024 hat die Bundesversammlung eine Änderung der Über-
gangsfrist von Art. 99 BZG um weitere vier Jahre beschlossen (AS 2024 786), womit die Kantone 
noch längstens bis zum 31. Dezember 2028 die Sirenen nach den Vorgaben des Bundes bereit-
zustellen haben (Art. 9 Abs. 2 BZG). Sie haben so lange für den Unterhalt und die ständige Be-
triebsbereitschaft der Sirenen zu sorgen und werden vom Bund dafür entsprechend entschädigt 
(vgl. Art. 63a BevSV). Die ursprünglich gesetzte Frist bis Ende 2024 zur Übertragung der Zustän-
digkeit für die Sirenen inklusive Finanzierung von den Kantonen auf den Bund erwies sich als un-
zureichend. 

2.1.5 Am 21. März 2025 hat das Bundesparlament eine weitere Teilrevision des Bevöl-
kerungs- und Zivilschutzgesetzes verabschiedet. Die Massnahmen zielen auf eine Verbesserung 
der Bestände im Zivilschutz ab. Die Schutzdienstpflicht wird auf bestimmte Militärdienstpflich-
tige und ehemalige Armeeangehörige ausgeweitet. Zudem wird die Möglichkeit geschaffen, dass 
Zivildienstpflichtige einen Teil ihres Dienstes in der Zivilschutzorganisation eines Kantons mit ei-
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nem Unterbestand leisten können. Da diese Massnahme politisch umstritten war, wurde sie in ei-
ner separaten Vorlage normiert, um die weiteren Massnahmen zur besseren Bewältigung von Ka-
tastrophen und Notlagen im Falle eines Referendums nicht zu gefährden. So wurden die Regelun-
gen zum Koordinierten Sanitätsdienst und zur Koordination des Verkehrswesens im Ereignisfall 
angepasst sowie eine gesetzliche Grundlage für die Koordination der kantonalen Notfalltreff-
punkte geschaffen. Die Neuerungen sollen Anfang 2027 in Kraft treten. Der Bundesrat wird auf 
diesen Zeitpunkt hin die Einzelheiten regeln. 

2.1.6 Am 22. Oktober 2025 hat der Bundesrat die Teilrevision der Zivilschutzverordnung 
im Bereich Schutzbauten beschlossen, um der veränderten globalen Sicherheitslage besser Rech-
nung zu tragen. Die neuen Vorschriften bezwecken die Weiterentwicklung und den Werterhalt der 
Schutzbauten. Viele dieser Bauten sind über 40 Jahre alt und wichtige technische Komponenten 
wie Belüftungsaggregate und Schutzfilter erreichen das Ende ihrer Lebensdauer. Ohne entspre-
chende Erneuerungsmassnahmen wäre die Einsatzfähigkeit der Schutzbauten gefährdet. Viele öf-
fentliche Schutzräume sind bisher nicht vollständig ausgerüstet und sollen entsprechend nachge-
rüstet werden. Gleichzeitig muss auch in Zukunft sichergestellt werden, dass angesichts des Be-
völkerungswachstums genügend neue Schutzräume gebaut werden können. Für die Bevölkerung 
gilt weiterhin das Prinzip, dass pro Einwohner ein Schutzplatz in Wohnortnähe vorhanden sein 
soll.  
Bei den Schutzanlagen für Führungsorgane, wie Kommandoposten und Bereitstellungsanlagen 
des Zivilschutzes, soll die Anzahl auf den heute notwendigen Bedarf reduziert werden. Überzäh-
lige Anlagen können als öffentliche Schutzräume umgenutzt werden. Für die verbleibenden 
Schutzanlagen ist ebenfalls der Werterhalt sicherzustellen. 
Schliesslich soll das Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS) die Möglichkeit erhalten, Daten 
zu erheben, um die Wirksamkeit der getroffenen Massnahmen zu überprüfen und gegebenenfalls 
weitere Schritte einzuleiten.  

2.1.6 Am 1. Juni 2017 sind das totalrevidierte Landesversorgungsgesetz und die Verord-
nung über die wirtschaftliche Landesversorgung vom 10. Mai 2017 (VWLV, SR 531.11) in Kraft 
getreten. Die Modernisierung der bisherigen Gesetzesgrundlagen zielte darauf ab, den vielfältigen 
Anforderungen an eine zeitgemässe Krisenvorsorge weiterhin genügen zu können. Die starke Ver-
netzung der Wirtschaft im Zuge der Globalisierung und die hohe Dynamik moderner Versorgungs-
prozesse verlangen eine raschere Reaktion auf Störungen. Bereits in Zeiten ungestörter Versor-
gung soll die wirtschaftliche Landesversorgung einen Beitrag zur Widerstandsfähigkeit von lebens-
wichtigen Versorgungsinfrastrukturen leisten. Unabhängig von den Ursachen soll sie bei drohen-
den oder bereits eingetretenen schweren Mangellagen, die das ganze Land betreffen, rasch und 
gezielt eingreifen können. Bewährte Prinzipien und Instrumente der wirtschaftlichen Landesver-
sorgung, wie die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Staat, das Subsidiaritäts- und Mi-
lizprinzip oder die Pflichtlagerhaltung, wurden beibehalten. Die Wirtschaft soll sowohl bei der 
Vorsorge als auch bei der Bewältigung von Krisen weiterhin die zentrale Rolle übernehmen. Der 
Bund soll unterstützend eingreifen und Unternehmen verpflichten können, geeignete Massnah-
men zu treffen, sofern es die Situation erfordert. Freiwillige Massnahmen der Wirtschaft zur Stär-
kung der Widerstandsfähigkeit haben aber grundsätzlich Vorrang. 

2.1.7 Ende 2023 gab der Bundesrat eine Teilvision des Landesversorgungsgesetz in die 
Vernehmlassung. Das Grundprinzip des Landesversorgungsrechts, die Subsidiarität staatlichen 
Handelns, soll nicht angetastet werden. Die Rechtsanwendung während den Krisenlagen seit 
2017 hatte aber gezeigt, dass weitere Verbesserungen auf struktureller, organisatorischer wie 
auch materieller Ebene notwendig sind. Gemeinsam mit den Kantonen und der Wirtschaft wurden 
die verschiedenen Handlungsfelder bearbeitet. Der Interventionszeitpunkt soll klarer definiert 
werden, damit Massnahmen ergriffen werden können, wenn eine schwere Mangellage «unmittel-
bar» droht. Sodann sollen Organisation und Funktionsweise der wirtschaftlichen Landesversor-
gung verbessert werden. Schliesslich sollen mit der Einführung von Übertretungstatbeständen, 
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die auch mittels dem vereinfachten Ordnungsbussenverfahren geahndet werden können, griffige 
Sanktionsmöglichkeiten vorgesehen werden.  
Am 19. Februar 2025 hat das Bundesparlament eine vorgezogene organisationsrechtliche Ände-
rung des Landesversorgungsgesetzes vorgenommen. Die Stelle des nebenamtlichen Delegierten 
für wirtschaftliche Landesversorgung wurde in ein unbefristetes Vollamt umgewandelt, dem auch 
die Leitung des Bundesamts für wirtschaftliche Landesversorgung übertragen wurde. Nach einer 
längeren Phase der Belastung und Reorganisation sollten damit klare Verhältnisse in der Leitung 
der wirtschaftliche Landesversorgung geschaffen und weitere Verzögerungen vermieden werden. 
Die weiteren Änderungen aus dem umfassenden Revisionspaket hat der Bundesrat am 12. No-
vember 2025 mit der Botschaft zur Teilrevision des Landesversorgungsgesetzes zuhanden des 
Bundesparlaments verabschiedet. 

2.2 Kulturgüterschutz 

2.2.1 Aus den Zerstörungen im zweiten Weltkrieg reifte die Erkenntnis, dass auch das 
Kulturgut der Menschheit der Vernichtung durch bewaffnete Konflikte ausgesetzt war und beson-
deren Schutz verdiente, um die nationale Identität zu bewahren. Daraus resultierte das Haager 
Abkommen für den Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 1952, wel-
chem die Schweiz zehn Jahre später beitrat. Im Jahre 1966 erliess der Bund das erste Kulturgü-
terschutzgesetz als besonderer Sektor des Zivilschutzes. Als Schutzmassnahmen wurden insbe-
sondere Sicherstellungsdokumente und Sicherheitskopien sowie bauliche Massnahmen für be-
wegliche Schutzgüter (Kulturgüterschutzräume) und weitere Vorkehrungen für unbewegliche 
Schutzgüter vorgesehen. 

2.2.2 Am 1. Januar 2016 traten das totalrevidierte Kulturgüterschutzgesetz und die zu-
gehörige Verordnung über den Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten, bei Katastro-
phen und in Notlagen vom 29. Oktober 2014 (KGSV, SR 520.31) in Kraft. Die neue Kulturgüter-
schutzgesetzgebung brachte im Wesentlichen eine thematische Erweiterung des Kulturgüter-
schutzes mit sich, welche nicht mehr nur auf bewaffnete Konflikte ausgerichtet war, sondern 
gleich wie der Bevölkerungs- und Zivilschutz auch auf Katastrophen und Notlagen. Zudem wur-
den die Regelungen des Zweiten Protokolls zum Haager Abkommen von 1954 für den Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten umgesetzt, was hauptsächlich die Einführung von Ber- 
gungsorten betrifft. Als Bergungsort gilt eine geschützte Räumlichkeit, die der Bund zur vorüber-
gehenden treuhänderischen Aufbewahrung von beweglichen Kulturgütern, die einen Teil des kul-
turellen Erbes eines Staates darstellen und in ihrem Eigentümer- oder Besitzerstaat akut gefähr-
det sind, für eine begrenzte Zeit zur Verfügung stellen kann.  

3. Grundzüge der Vorlage 

3.1 Totalrevision 

3.1.1 Bereits mit RRB Nr. 1251 vom 20. Dezember 2011 hatte der Regierungsrat das 
Sicherheitsdepartement mit der Vorbereitung einer Teilrevision des Gesetzes über den Bevölke-
rungsschutz und den Zivilschutz sowie der Vollzugsvorschriften beauftragt. Gleichzeitig traf er 
aufgrund der Teilrevision der bundesrechtlichen Revision des Bevölkerungs- und Zivilschutzgeset-
zes von 2011 eine Übergangsregelung, wonach neue Ersatzbeiträge künftig vom Kanton bezogen, 
verwaltet und zur Verwendung freigegeben werden, während die altrechtlichen Ersatzbeiträge bei 
den Gemeinden verbleiben und aufzubrauchen sind, bevor kantonale Ersatzbeiträge beansprucht 
werden können. Das Gesetzgebungsvorhaben wurde in der Folge sistiert, da der Bund mit den 
Kantonen die Ausarbeitung der Strategie Bevölkerungsschutz und Zivilschutz 2015+ in Angriff 
nahm. Nachdem der Bund die Absicht zur Totalrevision der Bundesgesetzgebung über den Bevöl-
kerungs- und Zivilschutz bekannt gegeben hatte, wurde die Revision des kantonalen Rechts noch-
mals aufgeschoben. 
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3.1.2 Die in den letzten 15 Jahren auf Bundesebene im Bereich des Bevölkerungs-, Zivil- 
und Kulturgüterschutzes sowie der wirtschaftlichen Landesversorgung erfolgten Rechtsentwick-
lungen, die teilweise noch nicht abgeschlossen sind, bedingen eine gesamthafte Harmonisierung 
und Aktualisierung des kantonalen Gesetzes über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz.  
Bei der Totalrevision des Bundesgesetzes über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz hat-
ten sich zahlreiche Kantone für eine Aufteilung der Vorlage in zwei Gesetze ausgesprochen. Der 
Bund hat jedoch an seiner Konzeption festgehalten, weil bestehende Abhängigkeiten, unter ande-
rem bei den Schutzbauten oder den Alarmierungs- und Telekommunikationssystemen, im Rah-
men eines einheitlichen Gesetzes besser dargestellt werden können. Der innere Zusammenhang 
zwischen der Rahmengesetzgebung zum Bevölkerungsschutz als Verbundsystem und der Einbet-
tung des Zivilschutzes als Partnerorganisation bliebt damit ebenfalls gewahrt. Die gleichen Über-
legungen führen dazu, das kantonale Gesetz über den Bevölkerungsschutz und Zivilschutz nicht 
aufzuteilen, umso mehr, als der Kulturgüterschutz im Wesentlichen als Spezialaufgabe beim Zi-
vilschutz angebunden bleiben soll. Schliesslich soll in dieser Kodifikation auch die wirtschaftli-
che Landesversorgung auf Gesetzesstufe verankert werden. Wie bis anhin werden die Bezüge zu 
den Spezialgesetzgebungen der Partnerorganisationen, insbesondere die Polizei-, Feuerschutz- 
und Gesundheitsgesetzgebung, geschaffen. 

3.1.3 Die Corona-Pandemie, die Energiekrise, Versorgungsabhängigkeiten und Ressour-
cenknappheiten, Cyberangriffe, die Risiken und Folgen des Klimawandels, aber auch wetter- und 
naturbedingte Gefährdungen gaben Anlass, die kantonalen und kommunalen Strukturen und Ab-
läufe bei der Bewältigung von besonderen und ausserordentlichen Lagen, organisatorisch, inhalt-
lich und systematisch zu überprüfen und im Rahmen der Revision des Bevölkerungs- und Zivil-
schutzgesetzes zu optimieren. Die Nachführung der bundesrechtlichen Neuordnung im Bevölke-
rungs- und Zivilschutz, im Kulturgüterschutz und bei der wirtschaftlichen Landesversorgung wie 
auch die Aktualisierung und Neuausrichtung der in der kantonalen Gesetzgebungskompetenz lie-
genden Belange führten zur Erkenntnis, dass die erforderlichen umfassenden Anpassungen mit-
tels einer Totalrevision anzugehen sind. Bei dieser Gelegenheit soll auch die Systematik und Ein-
ordnung der Regelungsthemen optimiert werden. 

3.2  Bevölkerungsschutz 

3.2.1 Risiko- und Krisenmanagement 
 
In Beantwortung des Postulats P 1/22 hatte der Regierungsrat ausgeführt, dass bei der Krisenbe-
wältigung während der Corona-Pandemie Erfahrungen gesammelt werden konnten und es gelte, 
Verbesserungen im Krisenmanagement vorzunehmen (RRB Nr. 600 vom 23. August 2022). In 
der Folge hat der Regierungsrat einen Evaluationsbericht in Auftrag gegeben, welchen er dem 
Kantonsrat mit RRB Nr. 260 vom 9. April 2024 vorgelegt hat. Dieser Bericht hat dem Regie-
rungsrat attestiert, dass die zuständigen Stellen im Kanton trotz der herausfordernden Krisensitu-
ation, welche mit vielen Unsicherheiten behaftet war, meist geeignete Massnahmen ergriffen und 
umgesetzt haben. Positiv hervorgehoben wurden der ausserordentliche Einsatz vieler verwaltungs-
interner und -externer Akteure aus dem Gesundheits-, Wirtschafts-, Bildungs- und Sicherheitsbe-
reich und die «kurzen Wege» in der Verwaltung. Dank diesem hohen Engagement und informeller 
Kommunikation hätten Defizite ausgeglichen werden können. Es habe aber an einer stabilen, de-
partementsübergreifenden Krisenorganisation mit weitreichenden Kompetenzen gefehlt. Es habe 
zwar rechtliche Grundlagen für die Bewältigung der Ausnahmesituation gegeben, diese seien aber 
nicht ausreichend auf die Pandemie ausgelegt gewesen. Ein Hauptkritikpunkt war die unter-
schiedliche Qualität in der verwaltungsinternen Kommunikation und gegenüber der Bevölkerung. 
Es habe gegenüber der Bevölkerung ein «Gesicht» gefehlt, welches die kantonalen Vorgaben des 
Bundes und des Kantons gegenüber der Bevölkerung vertrat. Daraus resultierten folgende allge-
meine Empfehlungen: 

− Steuerung und Führungsunterstützung für Krisen und die Integration von Querschnittsaufga-
ben müssen klar geregelt sein. 
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− Der Kommunikationsfluss und die Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung müssen verbes-
sert werden. 

− Der Regierungsrat muss sichtbarer führen und die Information gegenüber der Bevölkerung ge-
stärkt werden. 

− Es sollen regelmässig Übungen von Krisensituationen unter der Leitung des Kantonalen Füh-
rungsstabes (KFS) durchgeführt werden. Die Krisenbewältigung soll aber nicht nur innerhalb 
der Grundstruktur des KFS geübt werden. Vielmehr sollen weitere verwaltungsinterne und -ex-
terne Stellen einbezogen werden. 

Der Kantonsrat hat von dieser Berichterstattung und den Empfehlungen am 22. Mai 2024 zu-
stimmend Kenntnis genommen.  
Am 28. Mai 2024 beschloss der Regierungsrat zudem eine Totalrevision der Geschäftsordnung 
(GORR, SRZ 143.112, vgl. RRB Nr. 410/2024). Für den Sonderstab, der sich während der 
Corona-Pandemie, aber auch bei der Energiekrise und beim Ukrainekrieg bewährt hatte, wurde 
eine verbindliche Rechtsgrundlage geschaffen (§ 4 GORR). Mit der Einsetzung dieses Sondersta-
bes durch den Regierungsrat soll dem mit einer besonderen Herausforderung befassten Departe-
ment ein departementsübergreifender Stab im Sinne einer Task Force zur Seite gestellt werden. 
Der Sonderstab soll die Handlungsfähigkeit des Kantons verbessern, bevor die Führungsorganisa-
tion des Bevölkerungsschutzes zum Tragen kommt. 
 
Bevölkerungsschutz ist Krisenschutz und Krisenbewältigung. Die aus der Unternehmensführung 
stammenden Begriffe des Risiko- und Krisenmanagements sind auch zu einem Instrumentarium 
der Staatsführung geworden. Es geht darum, in einer institutionalisierten Führungsorganisation 
auf allen Staatsebenen in systematischen Strukturen und abgestimmten Prozessen Strategien, 
Planungen und Massnahmen zur Vorsorge, Vermeidung, Eindämmung und Bewältigung von Kri-
sensituationen zu entwickeln, umzusetzen, zu koordinieren, zu überwachen und zu evaluieren. 
Die vorliegende Revision wird deshalb zum Anlass genommen, die Handlungsfähigkeit der Behör-
den zu stärken, die Kompetenzen der kantonalen Führungsorganisation mit den Schnittstellen zu 
den ordentlichen Strukturen klarer zu regeln, die Aktualisierung der Gefährdungsszenarien als 
zentrale Planungsaufgabe zu verankern, die Ereignisbewältigung im Verbundsystem und unter 
Einbezug weiterer Akteure regelmässig zu beüben, die interne Kommunikation und Zusammenar-
beit zu optimieren und die externe Information transparenter und aktueller zu gestalten. 
 
Die verdichteten Lebens- und Mobilitätsräume, die hoch technologisierten, interdependenten Ver-
sorgungs- und Wirtschaftsbereiche sowie die digitalisierten Datenbearbeitungs-, Kommunikations- 
und Informationswege erhöhen die Verletzlichkeit von Gesellschaft, Wirtschaft und Staat erheb-
lich. Aber auch die Infrastrukturen des Bevölkerungsschutzes selbst können im Ereignisfall emp-
findlich betroffen und damit die Einsatzfähigkeit der Mittel beeinträchtigt sein. Eine Aufgabe des 
Bevölkerungsschutzes ist es auch, kritische Infrastrukturen, d. h. Einrichtungen und Dienstleis-
tungen, die für das Funktionieren von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft, von zentraler Bedeu-
tung sind, intakt zu halten oder wiederherzustellen. Dazu gehören namentlich die Energie- und 
Wasserversorgung, die Transport- und Verkehrsanlagen, die Telekommunikations- und Informati-
onstechnologie, das Gesundheitswesen und die Lebensmittelversorgung. Der Schutz kritischer 
Infrastrukturen umfasst ein Risiko- und Krisenmanagement zur Identifikation und Bewertung der 
Bedrohungen, die Implementierung von Sicherheitsvorkehrungen, eine Notfallplanung sowie  
Massnahmen zur Resilienzsteigerung. 

3.2.2 Partnerorganisationen 
 
Das bewährte Verbundsystem der Partnerorganisationen Zivilschutz, Polizei, Feuerwehr, Gesund-
heitswesen und technische Dienste muss mit Blick auf die wachsende Vielzahl von Herausforde-
rungen, die dynamischen Bedrohungsszenarien und die globale Entwicklung bei Gefährdungen 
und Ereignisketten noch wirksamer agieren und intervenieren können. Die Partnerorganisationen 
sind hierzu auf gut ausgebildetes Personal und ausreichende Ressourcen angewiesen. Die Rekru-
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tierung und Ausbildung von spezialisierten Einsatzkräften stellen eine kontinuierliche Herausfor-
derung dar. Vor diesem Hintergrund macht der Einsatz moderner Technologien den Bevölkerungs-
schutz leistungsfähiger, was jedoch auch kontinuierliche Investitionen bedingt. Der technologi-
sche Wandel verändert gleichermassen die Arbeitsweise der Behörden, Führungsorgane und Part-
nerorganisationen, was es in den Schulungen zu berücksichtigen gilt. Die begrenzten personellen 
Ressourcen und deren eingeschränkte Verfügbarkeit machen die Einbindung weiterer Dritter un-
umgänglich, um die Wirkungsweise der Massnahmen zum Schutz der Bevölkerung und ihrer Le-
bensgrundlagen zu erhöhen. Dabei spielen Freiwillige eine wichtige Rolle. Sie sind oft das Rück-
grat der Einsatzkräfte, da sie häufig bereits vor Ort sind. Um deren Engagement zu fördern, sollen 
sie die Möglichkeit zur Schulung, zum Erhalt von Ausrüstungen oder auch zu finanziellen Abgel-
tungen erhalten. 
 
Bereits nach dem bisherigen Recht konnten der Regierungsrat und die Gemeinderäte mit privaten 
Organisationen und Einzelpersonen über deren Mitwirkung im Bevölkerungsschutz die nötigen 
Verträge abschliessen. Neu verlangt das Bundesrecht zwingend eine Bestimmung im kantonalen 
Recht über die Mitwirkung von Dritten im Bevölkerungsschutz, wozu Nichtregierungsorganisatio-
nen, öffentlich-rechtliche Körperschaften, Transport-, Logistik- und Pharmaunternehmen, Ge-
werbe-, Industrie- und Landwirtschaftsbetriebe, die Wissenschaft, aber auch Privatpersonen ge-
zählt werden können. Die bisherige Regelung ist zu präzisieren und die Möglichkeit zu schaffen, 
Dritte in dringenden Fällen zur Mitwirkung verpflichten zu können. 
Das Requisitionsrecht ist nicht nur für die Landesversorgung von zentraler Bedeutung, sondern 
soll auch im Bevölkerungsschutz stärker als bisher, unter Wahrung rechtsstaatlicher Leitplanken 
zum Schutz der Eigentumsgarantie, gesetzlich verankert werden, damit in besonderen und aus-
serordentlichen Lagen die erforderlichen Sachmittel und Infrastrukturen bereitgestellt werden 
können, wenn die staatlichen Mittel ausgeschöpft sind und private Mittel nicht einvernehmlich 
zur Verfügung stehen. 

3.2.3 Alarmierungs- und Kommunikationssysteme 
 
Jederzeit können die Schweiz oder Teile des Landes von natur-, technik- oder gesellschaftsbe-
dingten Katastrophen oder Notlagen heimgesucht werden, weshalb es im Bereich der Warnung, 
Alarmierung und Information sowie bei der Kommunikation im Verbundsystem gilt, die bundes-
rechtlichen Aufgabenverschiebungen im kantonalen Recht abzubilden. Mit der vom Bundesparla-
ment im Dezember 2024 beschlossenen Verlängerung der Übergangsfrist von Art. 99 BZG um 
weitere vier Jahre bleiben die Kantone weiterhin für den Unterhalt und die ständige Betriebsbe-
reitschaft der Sirenen zuständig, bis der Bund diese Aufgaben definitiv übernehmen wird. 
 
Ist die Bevölkerung konkret gefährdet, so ordnet die beim Bund oder im Kanton zuständige Stelle 
die Alarmierung und die Verbreitung von Verhaltensanweisungen an. Das System für die Alarmie-
rung der Bevölkerung basiert auf Bundes- und Kantonsnetzen (Netze der Armee und Sicherheits-
netz Funk der Schweiz, Polycom). Zudem bestehen alternative oder redundante Übertragungsvek-
toren via Radio UKW/RDS oder mit kommerziellen Mobiltelefon-Netzen. Diese Systeme und Netze 
garantieren, dass auch bei einem Ausfall von einzelnen Systemelementen die Alarmierung sicher-
gestellt bleibt. Das BABS legt die Anforderungen an die technischen Systeme zur Alarmierung der 
Bevölkerung fest und erlässt Weisungen zu den Sirenen- und Systemtests. Nach der verlängerten 
Übergangsfrist finanziert der Bund die Sirenen und kümmert sich um den Unterhalt und die Be-
triebsbereitschaft der zentralen Komponenten der technischen Systeme (Polyalert), mit denen die 
Sirenen ferngesteuert und verwaltet werden. 
 
Die Kantone sind zuständig für die Alarmierungsplanung und für die technischen Systeme zur 
Warnung der Behörden. Zusammen mit den Gemeinden sorgen sie für Einkauf, Installation und 
Unterhalt sowie für die ständige Betriebsbereitschaft der Sirenen, soweit sie nicht vom Bund 
übernommen werden. Die stationären Sirenen können heute über eine Fernsteuerung (Polyalert) 
zentral, in der Regel von der Kantonspolizei, ausgelöst werden. Daneben bleibt die Möglichkeit, 
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die Sirenen an Ort und Stelle auszulösen. Aufgrund der föderalistischen Struktur der Schweiz ist 
nicht vorgesehen, dass alle Sirenen der Schweiz mit einem einzigen Knopfdruck ausgelöst werden 
können. Die Aufgabenverteilung bei den Kommunikationssystemen ist nunmehr einheitlich ge-
staltet. Der Bund ist für die zentralen Komponenten der Kommunikationssysteme, für die in sei-
nem Zuständigkeitsbereich liegenden dezentralen Komponenten sowie für deren Stromversor-
gungssicherheit zuständig. Die Kantone sind ihrerseits für die dezentralen Systeme und für deren 
Stromversorgungssicherheit verantwortlich. 

− Das mobile Sicherheitsfunksystem Polycom als gemeinsames Kommunikationssystem unter 
den Behörden und Organisationen für Rettung und Sicherheit (BORS) wurde in den Jahren 
2001-2015 eingeführt und wird gegenwärtig erneuert. 

− Das im Aufbau befindliche nationale sichere Datenverbundsystem (SDVN) dient dem breitban-
digen, ausfallsicheren Daten- und Informationsaustausch zwischen den BORS und den Betrei-
bern kritischer Infrastrukturen. SDVN stellt vereinfacht ausgedrückt eine Hardware dar, welche 
die Vernetzung zwischen den Bundesstellen, Kantonen und Betreibern von kritischen Infra-
strukturen auch im Fall einer länger andauernden Strommangellage oder beim Ausfall von 
Strom oder Kommunikationsnetzen sicherstellen soll. 

− Das mobile breitbandige Sicherheitskommunikationssystem soll den BORS ermöglichen, auch 
an Orten ohne öffentliche drahtlose Netzsysteme (d. h. in «Funklöchern») mittels Breitband-
systemen Daten auszutauschen.  

− Verschiedene Kantone bzw. deren Partnerorganisationen betreiben eigene elektronische Füh-
rungssysteme, welche unter anderem eine Lagedarstellung ermöglichen. 

− Für Katastrophen und Notlagen von nationaler Tragweite fehlte es bis anhin an der Möglichkeit 
kantonsübergreifender Lagedarstellungen. Dieses Problem kann nun mit dem nationalen Lage-
verbundsystem behoben werden.  

3.3 Zivilschutz 

Bereits seit der Teilrevision vom 17. Juni 2011 sah das Bundesgesetz über den Bevölkerungs-
schutz und den Zivilschutz vor, dass die Ersatzbeiträge bei den Schutzbauten nicht mehr durch 
die Gemeinden, sondern durch den Kanton zu verwalten sind. Im zu revidierenden Gesetz wird 
nun eine neue Regelung über die Zuständigkeit des Kantons zum Einzug und zur Verwaltung der 
Ersatzbeiträge eingeführt, wodurch die vom Regierungsrat mit RRB Nr. 1251 vom 20. Dezember 
2011 angeordnete Übergangsregelung abgelöst werden kann. Gleichzeitig sind auch die Verwen-
dungszwecke an die restriktiveren Bundesvorgaben anzupassen. Des Weiteren soll die Zuwei-
sungsplanung beim Kanton angesiedelt sein. 
 
Die kantonale Zivilschutzorganisation soll klarer strukturiert und auf den Umstand ausgerichtet 
werden, dass sich die Auswirkungen von Ereignissen nicht mehr örtlich eindämmen lassen und 
deren Bewältigung übergeordnet gesteuert und mit gebündelten Kräften und Mitteln angegangen 
werden muss. Die Regelungen über Ausbildung, Ausrüstung, Aufgaben und Einsatz der Schutz-
dienstpflichtigen werden ebenfalls neu gefasst bzw. präzisiert. 

3.4 Kulturgüterschutz 

Der Kulturgüterschutz stellt wie bis anhin eine besondere Aufgabe des Zivilschutzes dar (Art. 28 
Abs. 1 Bst. e BZG). Er wird im neuen kantonalen Gesetz aber in einem eigenständigen Haupttitel 
geregelt, da sich die betreffenden Bestimmungen schlecht bei den übrigen Regelungen zum Zivil-
schutz einordnen lassen, aber auch nicht den Umfang für einen eigenständigen Erlass aufweisen. 
Thematisch passen die auf Ereignisse des Bevölkerungsschutzes ausgelegten Schutzmassnahmen 
für bewegliche und unbewegliche Kulturgüter auch nicht in das Gesetz über die Denkmalpflege 
und Archäologie vom 6. Februar 2019 (Denkmalschutzgesetz, DSG, SRSZ 720.100), wenngleich 
es hier aufgrund der Inventarisierung und des Schutzbedarfs gewisse Bezüge gibt. Die Einord-
nung des Kulturgüterschutzes im Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz entspricht im Übrigen auch 
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der gesetzlichen Systematik in anderen Kantonen, welche den Kulturgüterschutz ebenfalls nicht 
in einem eigenständigen Gesetz geregelt haben (u.a. Freiburg, Nidwalden oder Zug). 
 
Der kantonale Regelungsbedarf beim Kulturgüterschutz besteht im Wesentlichen darin, die bishe-
rigen Regelungen an das neue Bundesrecht anzupassen, Zuständigkeits- und Zusammenarbeits-
fragen zu klären, die Schnittstellen zum Denkmalschutzrecht zu harmonisieren und die Finanzie-
rung der Kulturgüterschutzmassnahmen auf eine klare Rechtsgrundlage zu stellen. Dafür werden 
einerseits neue Grundsatzbestimmungen aufgestellt. Andererseits werden Regelungen der bisheri-
gen Vollzugsverordnung, welche aufgrund ihrer Wichtigkeit Gesetzesrang haben, in das neue Ge-
setz verschoben.  

3.5 Versorgungssicherheit 

Am 17. Juni 2016 hat der Bund das totalrevidierte Landesversorgungsgesetz erlassen. Die wirt-
schaftliche Landesversorgung ist primär Aufgabe der Wirtschaft (Art. 3 Abs. 1 LVG). Für den Fall 
machtpolitischer oder kriegerischer Bedrohungen sowie in schweren Mangellage haben der Bund 
und nötigenfalls auch Kantone die erforderlichen Massnahmen zu treffen (Art. 3 Abs. 2 LVG). Die 
Kantone haben organisatorische Vorschriften hinsichtlich der ihnen übertragenen Aufgaben zu er-
lassen und die erforderlichen Organe zu bestellen (Art. 59 Abs. 1 LVG). Erlässt ein Kanton die 
notwendigen Ausführungsbestimmungen nicht rechtzeitig, so trifft der Bundesrat auf dem Verord-
nungsweg die vorläufigen Anordnungen (Abs. 2). Er beaufsichtigt zudem den Vollzug durch die 
Kantone und handelt im Einzelfall anstelle eines säumigen Kantons auf dessen Kosten (Abs. 3). 
Ziel der noch pendenten Teilrevision des Landesversorgungsgesetzes neben den bereits beschlos-
senen organisatorischen Massnahmen ist es, die Funktionsweise der wirtschaftlichen Landesver-
sorgung zu stärken und insbesondere auch den Erfahrungen aus der drohenden Strommangellage 
im Winter 2022/2023 Rechnung zu tragen. Die Kantone sollen wie bis anhin zur Mitarbeit und 
Durchführung der erforderlichen Massnahmen bei einer schweren Mangellage herangezogen wer-
den. Art. 3 Abs. 2 und 3 VE-LW unterscheidennun zwischen Vorbereitungs- und Interventions-
massnahmen. Der vorerwähnte Art. 59 LVG bleibt unverändert. Für die Kantone und Gemeinden 
ergeben sich daraus keine neuen materiellen Pflichten oder Aufgaben. Hingegen sollen sie sich 
im Gesetzesvollzug und bei den Vorbereitungsmassnahmen stärker einbringen. 
 
Zwar besteht auf Bundesebene keine direkte Schnittstellenregelung zur Bevölkerungs- und Zivil-
schutzgesetzgebung, jedoch können Ereignisse des Bevölkerungsschutzes zu einer schweren Man-
gellage führen und es können kritische Infrastrukturen oder systemrelevante Betriebe der Landes-
versorgung davon betroffen sein und damit eine Zusammenarbeit der Stellen der Landesversor-
gung mit den Partnerorganisationen des Bevölkerungsschutzes und der Armee unabdingbar sein. 
Den Kantonen steht es frei, wie sie die Ausführungsbestimmungen zum Landesversorgungsgesetz 
in ihr Recht integrieren. Verschiedene Kantone haben die Ausführungsbestimmungen in ihre Be-
völkerungsschutzgesetzgebung aufgenommen (Schaffhausen, Bern, Aargau, Thurgau, Freiburg, 
Basel-Landschaft). Andere Kantone haben hierzu ein eigenständiges Gesetz geschaffen (Nidwal-
den, Glarus, Luzern, Graubünden, St. Gallen) oder wie der Kanton Schwyz bisher nur eine Voll-
zugsverordnung erlassen (Zürich, Zug, Basel-Stadt, Appenzell-Innerrhoden). 
 
Systematisch eingeordnet ist die kantonale Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz über die wirt-
schaftliche Landesversorgung vom 9. März 2004 (SRSZ 514.211) in der Gesetzsammlung im 
Band Verteidigung und Bevölkerungsschutz. Sie wurde noch nicht an das neue Landesversor-
gungsgesetz angepasst. Im Rahmen der vorliegenden Totalrevision sollen die grundsätzlichen 
Ausführungsbestimmungen zum Landesversorgungsgesetz auf Gesetzesstufe verankert und nach-
gelagert auch das Verordnungsrecht aktualisiert und in die Vollzugsverordnung zum Bevölkerungs- 
und Zivilschutzgesetz überführt werden. 
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4. Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens 
 
[…] 
 
 
 
 
 

5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Ingress 
Die kantonalen Gesetzgebungskompetenzen ergeben sich einerseits aus der verfassungsmässigen 
Kompetenzordnung zwischen Bund und Kantonen im Bevölkerungsschutz (Art. 57 BV) sowie aus 
den kantonalen Vollzugskompetenzen beim Zivil- und Kulturgüterschutz (Art. 61 BV) und bei der 
wirtschaftlichen Landesversorgung (Art. 102 BV). Die Gewährleistung der Sicherheit der Bevölke-
rung und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung sind auch im kantonalen Verfassungs-
recht grundlegende Staatstätigkeiten (vgl. § 13 der Kantonsverfassung vom 24. November 2010, 
KV, SRSZ 100.100). 
 
Gestützt auf das Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz sowie das Kern-
energiegesetz vom 21. März 2003 (SR 732.1) hat der Bundesrat die Verordnung über den Not-
fallschutz in der Umgebung von Kernanlagen vom 14. November 2018 (Notfallschutzverordnung, 
NFSV, SR 732.33) erlassen. Diese verpflichtet auch die Kantone, auf deren Gebiet sich keine 
Kernanlagen befinden, den Notfallschutz bei Ereignissen in schweizerischen Kernanlagen, bei de-
nen eine erhebliche Freisetzung von Radioaktivität nicht ausgeschlossen werden kann, vorsorglich 
zu planen und vorzubereiten (vgl. Art. 13 Abs. 2 NFSV). 
Diese Notfallschutzmassnahmen werden im Rahmen des Bevölkerungsschutzes im vorliegenden 
Gesetz bzw. den Ausführungsbestimmungen verankert. Der ordentliche Vollzug zur bundesrechtli-
chen Strahlenschutzgesetzgebung richtet sich nach dem kantonalen Gesundheits- und Umwelt-
schutzrecht, soweit es sich nicht um ein Ereignis des Bevölkerungsschutzes handelt. 
 
Die Erlasskompetenzen im Ingress des neuen Gesetzes werden somit aufgrund der neuen Bundes-
gesetzgebung aktualisiert und erweitert. 
 
 
Erlasstitel 
 
Der bisherige Titel «Gesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz» wird künftig in ver-
einfachter Form wiedergegeben. Es können nicht alle Regelungsbereiche im Erlasstitel abgebildet 
werden. Sie ergeben sich aus dem Ingress und § 1. 
 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Gegenstand und Geltungsbereich 
 
Der Regelungsgegenstand gemäss dem bisherigen § 1 GBZ wird präzisiert, ergänzt und mit Blick 
auf die Erlassstruktur übersichtlicher dargestellt. 
Abs. 1 nennt die Regelungsgegenstände auf den drei Staatsebenen. Es geht somit um die Zustän-
digkeiten von Kanton, Bezirken und Gemeinden in den Bereichen Bevölkerungs-, Zivil- und Kul-
turgüterschutz sowie bei der wirtschaftlichen Landesversorgung. 
Abs. 2 definiert den persönlichen Geltungsbereich des Gesetzes: 
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− Es sind dies zentral die Partnerorganisationen im Verbundsystem des Bevölkerungsschutzes 
(vgl. § 14 E-GBZ). Ihre Aufgaben, Organisation und Finanzierung richten sich weiterhin nach 
den für sie massgebenden Spezialgesetzgebungen (u.a. Polizeigesetz vom 22. März 2000, 
PolG, SRSZ 520.110; Feuerschutzgesetz vom 12. Dezember 2012, FSG, SRSZ 530.110; Ge-
sundheitsgesetz vom 16. Oktober 2002, GesG, SRSZ 571.110), soweit das vorliegende Gesetz 
für sie nichts Besonderes, namentlich bezüglich ihrer Zusammenarbeit, bestimmt. 

− Gemäss Art. 3 Abs. 3 BZG können zur Vorsorge und Ereignisbewältigung im Bevölkerungs-
schutz weitere Stellen und Organisationen insbesondere Behörden, Unternehmen und Nichtre-
gierungsorganisationen, beigezogen werden. Eine analoge Regelung soll auch im kantonalen 
Recht verankert werden (vgl. § 16 E-GBZ). Die Erwähnung weiterer öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften stellt eine wichtige Präzisierung dar, da nebst den Kirchgemeinden auch Korpora-
tionen, Genossamen, Flurgenossenschaften unterstützende Akteure im Bereich des Bevölke-
rungs- und Zivilschutzes wie auch des Kulturgüterschutzes und bei der Versorgungssicherheit 
sein können. 

 
 
§ 2 Begriffe 
 
Das neue Gesetz nimmt mit Bezug auf Art. 2 BZG eine Begriffsbestimmung der Ereignisarten des 
Bevölkerungsschutzes vor. Für die nationale Risikoanalyse von Katastrophen und Notlagen (KNS) 
dient der Gefährdungskatalog als Grundlage zur Auswahl der relevanten Gefährdungen, die im Ri-
sikobericht des Bundesamts für Bevölkerungsschutz vertieft analysiert werden. Für die ausge-
wählten Gefährdungen werden systematisch aufgebaute Gefährdungsdossiers erstellt, in denen 
die Intensitäten «erheblich», «gross» und «extrem» kurz skizziert und ein Szenario mit einer gros-
sen Intensität ausführlich beschrieben werden. 
Das Gesetz unterscheidet bei den Ereignisarten des Bevölkerungsschutzes wie bis anhin zwischen 
Notlage, Katastrophe und bewaffnetem Konflikt, nimmt aber neu auch Grossanlässe, Grossereig-
nisse und den Notstand auf (Abs. 1 Bst. a – f E-GBZ): 

− Als Grossanlass (Bst. a) gilt ein planbares, organisiertes, räumlich begrenztes Ereignis von er-
heblicher Tragweite (z. B. Eidgenössisches Schwingfest, internationaler Sportanlass). 

− Ein Grossereignis (Bst. b) ist im Gegensatz zum Grossanlass ein ungeplantes Ereignis, das 
zwar räumlich begrenzt ist, aber eine grosse Tragweite hat (z. B. Sturm, Grossbrand, Lawine, 
Flugzeugabsturz). Das Brandereignis von Crans-Montana wäre ursprünglich unter diese Katego-
rie gefallen. 

− Die Notlage (Bst. c) ist ein Ereignis, welches sich aus einer natur-, technik- oder gesellschafts-
bedingten Gefährdung ergibt und die bestehende Infrastruktur und Versorgung überfordert. Der 
Begriff der Notlage umfasst auch die schwere Mangellage im Bewirtschaftungsfall gemäss Art. 
2 Bst. b LVG. 

− Eine Katastrophe (Bst. d) ist ein natur-, technik- oder gesellschaftsbedingtes Ereignis, mit ext-
remen Schäden und Auswirkungen (z. B. Orkan, grossflächige Überschwemmung, Bergsturz, 
Dürre). 

− Der Notstand (Bst. e) ist ein Ausnahmezustand, in welchem eine Notlage oder Katastrophe 
über eine längere Zeit anhält und sich extrem nachteilig auf die Bevölkerung auswirkt. Der 
Notstand wird hierbei als Eskalationsstufe eines Ereignisses betrachtet, da er durch die Akti-
vierung besonderer staatlicher Massnahmen zur Bewältigung außergewöhnlicher Gefahren 
kennzeichnet ist. In der Praxis bilden Notlage und Notstand Fortsetzungs- oder Eskalationsstu-
fen eines Ereignisses.  

− Der bewaffnete Konflikt (Bst. f) ist ein Ereignis, bei dem organisierte Gewaltakte zwischen 
Staaten oder Gruppen Menschen, Infrastruktur und öffentliche Ordnung gefährden und 
dadurch Notlagen oder Katastrophen auslösen können. Der Begriff «militärisch» ist deckungs-
gleich mit jener im BZG. Es handelt sich dabei um eine vom Bundesrecht vorgegebene Ereig-
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nisart, die sämtliche Formen bewaffneter Konflikte umfasst, welche die innere Sicherheit be-
treffen. Damit sind alle Bedrohungen im Sinne von Art. 1 des Militärgesetzes vom 3. Februar 
1995 (MG; SR 510.10) gemeint. 

 
Ereignisse sind dynamisch und können ineinander übergehen oder sich gegenseitig auslösen. So 
kann anhaltender Regen ein Hochwasser verursachen, das für eine einzelne Gemeinde zu einer 
Notlage wird. Strassen werden unpassierbar und Rettungs- sowie Hilfseinsätze sind nur einge-
schränkt möglich. Kommt es zudem zu einem Ausfall der Stromversorgung, sind Pumpwerke und 
andere kritische Infrastrukturen betroffen, was wiederum die Trinkwasserversorgung einschränkt. 
In einem solchen Szenario kann ein zunächst lokales Ereignis schnell zu einer Katastrophe eska-
lieren, wenn die Auswirkungen auf die Versorgung und Sicherheit der Bevölkerung nicht rechtzei-
tig gesteuert werden. Auch kann der Ausbruch einer hochansteckenden Krankheit die Gesund-
heitseinrichtungen stark belasten und eine Notlage auslösen. Gleichzeitig können Grossanlässe 
oder Grossereignisse das Infektionsrisiko weiter erhöhen und die Situation verschärfen. Ausfälle 
von medizinischem Personal und kritischer Infrastruktur führen zu Störungen in der Versorgung 
mit Lebensmitteln, Medikamenten sowie Energie und Wasser. Wenn die Situation ausser Kon-
trolle gerät, kann sie einen Notstand herbeiführen. Ebenso ist es aber auch möglich, dass ver-
schiedene Ereignisse parallel zueinander auftreten, ohne dass sie sich zwingend bedingen. So 
kann während einer Pandemie (Notlage/Notstand) gleichzeitig ein Hochwasser (Katastrophe) 
stattfinden. 
 
Eine zentrale Unterscheidung muss zwischen Ereignissen des Bevölkerungsschutzes und polizeili-
chen Ereignissen vorgenommen werden, da sie sich in Ursache und Zielsetzung unterscheiden. 
Bevölkerungsschutzrelevante Ereignisse entstehen typischerweise durch Naturereignisse, techni-
sche Störungen oder zivilisatorische Risiken und erfordern vor allem Massnahmen zur Rettung, 
Versorgung und Schadensbewältigung. Polizeiliche Ereignisse hingegen resultieren im Wesentli-
chen aus menschlichem Verhalten und machen Interventionen notwendig, um Ordnung, Sicher-
heit und Rechtsdurchsetzung sicherzustellen. Beide Bereiche weisen zwar Schnittstellen auf, ver-
folgen jedoch unterschiedliche Schutzziele. 
 
Ebenfalls neu werden auf Gesetzesstufe in Abs. 2 Bst. a – c E-GBZ die einzelnen Lagen unter-
schieden. Sie orientieren sich am Bundesrecht und an den Begriffsbestimmungen in § 3 der Ver-
ordnung über die Gesamtleitung bei gemeinsamen Einsätzen der Blaulichtorganisationen vom 14. 
Oktober 2014 [GELV; SRSZ 520.112]), wobei diese Verordnungsregelung im Zuge der Revision 
des Vollzugsrechts noch auf das übergeordnete Recht abzustimmen sein wird (Unterscheidung 
zwischen Ereignis und Lage, Abgrenzung zwischen gemeinsamen Einsätzen der Blaulichtorganisa-
tionen und Einsätzen als Partnerorganisationen im Verbundsystem). 

− In der normalen Lage (Bst. a) reichen die ordentlichen Abläufe und Mittel für die Bewältigung 
der anstehenden Aufgaben aus (z. B. bei einem Alltagsereignis wie dem Brand eines Gebäu-
des, einer Massenkarambolage oder einem Explosionsunglück). 

− In der besonderen Lage (Bst. b) können einzelne Aufgaben im Rahmen der ordentlichen Zu-
ständigkeiten und Abläufen nicht mehr bewältigt werden, weshalb die Verfahren gestrafft und 
beim Mitteleinsatz Schwerpunkte gesetzt werden müssen (z. B. bei einem Grossereignis wie 
einem Eisenbahnunglück, Flugzeugabsturz, Sturm oder Hochwasser). So löste der Kanton Wal-
lis beim Brandereignis von Crans-Montana eine besondere Lage aus, weil das Gesundheitssys-
tem mit der grossen Anzahl brandverletzter Personen gänzlich überfordert war und die Unter-
stützung anderer Kantone, des Bundes und des Auslandes in Anspruch genommen werden 
musste. 

− In ausserordentlichen Lagen (Bst. c) genügen in zahlreichen Sektoren der öffentlichen Verwal-
tung die ordentlichen Abläufe und Mittel für die Bewältigung der anstehenden Aufgaben nicht 
mehr (z. B. bei einer Katastrophe wie einem Erdbeben, einem Kernkraftwerkstörfall mit Frei-
setzung von Radioaktivität, einem längeren Ausfall von Kommunikations- und Informatiknetz-
werken, einer Epidemie, Pandemie oder Tierseuche mit erheblichen Gesundheitsrisiken).  
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In Abs. 3 wird für die Begriffe Kulturgüter, Kulturgüterschutzräume und Bergungsort auf die Le-
galdefinitionen gemäss Art. 2 KGSG verwiesen.  
 
 
II. Bevölkerungsschutz 

§ 3 Politische Führung und Handlungsfähigkeit 
 
Diese Regelung entspricht im Wesentlichen dem Inhalt von § 8 GBZ, wird aber neu unter die 
grundlegenden, allgemeinen Bestimmungen genommen, da sie übergeordnet auch hinsichtlich 
der Versorgungssicherheit gilt: 

− Gemäss Abs. 1 bleibt die Gesamtverantwortung für die Sicherheit der Bevölkerung und das 
Verbundsystem im Bevölkerungsschutz weiterhin bei der zuständigen Exekutive (Regierungs-
rat, Bezirksrat, Gemeinderat).  

− In Abs. 2 wird das Subsidiaritätsprinzip übernommen. Ergänzend erfolgt ein Verweis auf die 
spezialgesetzlichen Bestimmungen über die ordentliche bzw. ausserordentliche Handlungs- 
und Beschlussfähigkeit der Behörden. Es betrifft dies namentlich §§ 11, 12 Abs. 1 Bst. n, 31 
sowie 47 der Geschäftsordnung des Kantonsrates vom 17. April 2019 (GOKR, SRSZ 
142.110), § 11 des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen 
Verwaltung vom 27. November 1986 (Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz, RVOG, 
SRSZ 143.110), § 74 des Gesetzes über die Organisation der Gemeinden und Bezirke vom 
25. Oktober 2017 (Gemeindeorganisationsgesetz, GOG, SRSZ 152.110) sowie §§ 11, 15, 19, 
25, 30, 138 des Justizgesetzes vom 18. November 2009 (JG, SRSZ 231.110). Weil diese 
Bestimmungen teilweise bereits heute Regelungen über die Beschlussfähigkeit in ausseror-
dentlichen Lagen enthalten, macht es aus Gründen der Systematik und Auffindbarkeit Sinn, 
die bisherigen §§ 9 und 10 GBZ über die Handlungsfähigkeit des Regierungsrates und der 
Justizbehörden im Ausnahmefall in die jeweiligen Spezialgesetze zu transferieren (vgl. nachfol-
gende Änderungen des bisherigen Rechts). 

− Abs. 3 bringt das Recht- und Verhältnismässigkeitsprinzip zum Ausdruck. Abweichungen von 
den ordentlichen Zuständigkeiten, Verfahren und Ressourcen sind nur in einer besonderen 
oder ausserordentlichen Lage hinzunehmen, mit dem Ziel baldmöglichst wieder die Normal-
lage herstellen zu können. 

 
§ 4 Notstand und Notrecht 

a) Notstand 
 
Der Notstand wird neu in § 2 Abs. 1 Bst. e E-GBZ definiert. Um die Handlungsfähigkeit von kan-
tonalen oder kommunalen Behörden der Legislative und der Exekutive nicht nur im Alltag, son-
dern auch im Ausnahmezustand sicherzustellen, ist der Regierungsrat im Ereignisfall zur Feststel-
lung des Notstands befugt (Abs. 1 Bst. a). Er bezeichnet zudem die im Notstand betroffenen Be-
reiche sowie Gebiete und informiert die Bevölkerung in geeigneter Form (Abs. 1 Bst. b und c E-
GBZ; vgl. dazu auch §§ 7 und 18 E-GBZ). Kann die Lage wieder mit den ordentlichen Mitteln be-
wältigt werden, erfolgt unverzüglich die Aufhebung des Notstands (Abs. 2). Damit die demokrati-
schen und rechtsstaatlichen Grundstrukturen nicht mittels der Begründung des Notstandes unter-
wandert werden können, ist der Regierungsrat gegenüber dem Kantonsrat rechenschaftspflichtig 
(Abs. 3). 
 
§ 5 b) Notrecht 
 
§ 62 Abs. 1 KV sieht vor, dass der Regierungsrat ohne gesetzliche Grundlage Verordnungen erlas-
sen oder Massnahmen ergreifen kann, um eingetretenen oder unmittelbar drohenden schwerwie-
genden Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit sowie sozialen Notständen zu begeg-
nen. Die Feststellung des Notstands gemäss § 4 E-GBZ ist eine unabdingbare Voraussetzung zur 
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Ausübung der verfassungsmässigen Notrechtskompetenz. Der Erlass von Notrecht kann erforder-
lich werden, wenn eine anhaltende Katastrophe oder Notlage zu erheblichen Schäden und Ausfäl-
len führt, die mit den ordentlichen Mitteln und unter Beachtung der ordentlichen Strukturen und 
Verfahren nicht mehr wirksam behoben werden können. Das Gesetz räumt dem Regierungsrat 
dann die Möglichkeit ein, bestehende Erlasse einstweilen ausser Kraft zu setzen und an deren 
Stelle Notverordnungen zu erlassen. Sobald der Notstand aufgehoben werden kann, verliert das 
Notrecht zugunsten des ordentlichen Rechts automatisch seine Gültigkeit. 
 
Mit den neuen Gesetzesbestimmungen von §§ 4und 5 E-GBZ werden klare Voraussetzungen zum 
Erlass und Bestand von Notrecht geschaffen, das sich immer am Schutz der Bevölkerung und an 
der verfassungsmässigen Ordnung zu orientieren hat. Es gilt im Ereignisfall einen Ausgleich zwi-
schen den widerstrebenden Interessen zu schaffen: Auf der einen Seite müssen kurzfristig klare 
und verbindliche Regeln getroffen werden können, die es erlauben, rasch und situativ die notwen-
digen Massnahmen zum Schutz der Bevölkerung zu ergreifen. Auf der anderen Seite muss den 
Prinzipien eines demokratischen Rechtsstaates, so etwa die vom Gesetzgeber bestimmten Zustän-
digkeiten und Verfahren, auch bei einem Notstand möglichst Nachachtung verschaffen werden. 
 
§ 6 Kanton 

a) Grundsätze 
 
In § 6 E-GBZ wird die bisherige Regelung von § 4 GBZ aufgenommen, jedoch neu strukturiert 
und redaktionell optimiert: 

− Abs. 1: Hauptträger des Bevölkerungsschutzes ist der Kanton.  

− Abs. 2: Der Kanton ist für die Vorsorgeplanung und die Bereitstellung der personellen, sachli-
chen und finanziellen Mittel zur Bewältigung des Ereignisses und zur Versorgung der Betroffe-
nen verantwortlich.  

− Abs. 3: Die Unterstützung der Bezirke und Gemeinden wie auch der subsidiäre Rückhalt des 
Kantons werden hier zusammengefasst (bisheriger § 4 Abs. 1 und 2 GBZ, vgl. dazu den dama-
ligen RRB Nr. 1641 vom 30. November 2004, Bericht zum Gesetz über den Bevölkerungs-
schutz und den Zivilschutz). 
 

Die medizinische und psychologische Versorgung der Betroffenen (bisheriger § 4 Abs. 3 GBZ) 
ergibt sich bereits aus der Gesundheitsgesetzgebung und ist bei den Grundsätzen nicht spezifisch 
zu erwähnen, zumal es hier um die Versorgung mit allen lebensnotwendigen Gütern geht, also 
auch um Unterkünfte, Wasser, Energie und Lebensmittel. 
 
 
§ 7 b) Regierungsrat 
 
Die dem Regierungsrat zugewiesenen, hauptsächlichen Aufgaben im Bevölkerungsschutz werden 
neu übersichtlich in einer Bestimmung auf Gesetzesstufe zusammengefasst und aufgezählt (vgl. 
auch bisheriger § 3 VVzGBZ). Der Regierungsrat trägt die Gesamtverantwortung für den 
Bevölkerungsschutz und ist insbesondere für folgende Aufgaben zuständig: 

− Bst. a und b: Er ist für die Bildung und Einsetzung des kantonalen Führungsstabes und Ernen-
nung des Stabschefs zuständig. Diese Regelung entspricht dem bisherigen § 11 Abs. 2 GBZ. 

− Bst. c: Er ist auch für die Bereitstellung der erforderlichen personellen, sachlichen und finan-
ziellen Mittel zur Vorsorge und Ereignisbewältigung verantwortlich. 

− Bst. d: Der Regierungsrat stellt die besondere und ausserordentliche Lage fest. Er trifft unter 
Vorbehalt der Zuständigkeiten des Bundes in einer besonderen oder ausserordentlichen Lage 
die notwendigen und angemessenen Anordnungen für Schutz-, Rettungs- und Sicherungs-
massnahmen. 

− Bst. f: Der Regierungsrat hat die Verantwortung zur Umsetzung der Vorgaben des Bundes bei 
einem bewaffneten Konflikt. 
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− Bst. f: Der Regierungsrat ist in der Art und Weise des gewählten Kommunikationsmittels an 
sich frei (vgl. §°18 E-GBZ). Je nach Ereignis und Lage erfolgt die Information der Bevölkerung 
durch den kantonalen Führungsstab oder den Regierungsrat. Wichtig ist jedoch die rasche Ori-
entierung der Bevölkerung über ereignisbedingte Entscheide und wesentliche Entwicklungen. 
Damit kommt ebenfalls die strategische Führungsverantwortung des Regierungsrats im Ereig-
nisfall zum Ausdruck. 

− Bst. g: Der Regierungsrat übt die Oberaufsicht über die regionalen Führungsstäbe aus. Die 
Vereinbarungen über deren Organisation und Aufgaben sind dem Regierungsrat zur Genehmi-
gung zu unterbreiten. 

− Bst. h: Diese Bestimmung betrifft primär die Vorsorge und Planung. Der Regierungsrat ist zum 
Abschluss bedeutsamer, über operative Belange hinausgehende Vereinbarungen mit anderen 
Kantonen und dem Bund über die Zusammenarbeit im Bevölkerungsschutz zuständig. Diese 
Regelung entspricht dem bisherigen § 2 GBZ. Vorbehalten bleiben §§ 49 Abs. 1 Bst. c und 59 
Abs. 2 KV. 

 
§ 8 Departement 
 
Neu werden die Kompetenzen des zuständigen Departementes in § 8 E-GBZ geregelt. Es übt im 
Auftrag des Regierungsrates die Aufsicht aus (Abs. 1) und erfüllt weitere spezifische Aufgaben 
(Abs. 2): 
Es ist für die Koordination und Zusammenarbeit der zuständigen Behörden, Amtsstellen und Drit-
ten, für die Erstellung der Gefährdungsanalyse, die Erstellung und Umsetzung des Massnahmen-
plans für die Vorsorge und Ereignisbewältigung sowie für die Bereitstellung der notwendigen Füh-
rungsstrukturen und -einrichtungen verantwortlich (Bst. a – d). 
Bst. e nimmt den bisherigen § 6 Abs. 1 GBZ auf, wonach für die Regelung der Aus- und Weiter-
bildung der Führungsstäbe das Departement verantwortlich ist. Für die Aus- und Weiterbildung 
der kantonalen Führungsstäbe stellt der Bund entsprechende Ausbildungsangebote sicher und 
trägt dafür die Kosten (Art. 22 Abs. 2 und 26 Abs. 1 BZG sowie Art. 53 Abs. 2 Bst. a BevSV; Er-
läuterungen zur Verordnung über den Bevölkerungsschutz, S. 25). Für Ausbildungsangebote für 
die regionalen Führungsstäbe ist der Kanton zuständig, wofür er auch die Kosten trägt (Art. 22 
Abs. 2 BZG e contrario, BBl 2019 521 Botschaft zur Totalrevision des Bevölkerungs- und Zivil-
schutzgesetzes zu Art. 22 Abs. 4 BZG; Art. 53 Abs. 4 BevSV). Die regionalen Führungsstäbe, die 
Angehörigen der Partnerorganisationen und die Betreiber von kritischen Infrastrukturen sowie 
Dritte können die Ausbildungsangebote des Bundes im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten 
kostenpflichtig in Anspruch nehmen (Art. 53 Abs. 4 BevSV). 
 
§ 9 Kantonaler Führungsstab 
 
Der kantonale Führungsstab erfüllt seine gesetzlich vorgegebenen Aufgaben als Stabsorgan des 
Regierungsrates. Aufgrund der neuen Gliederungsstruktur des Gesetzes werden hier nur noch 
Funktion und Aufgaben des kantonalen Führungsstabes geregelt, während die Bestimmungen 
über die regionalen Führungsstäbe im neuen § 13 E-GBZ geregelt sind (vgl. bisheriger §§ 11 und 
12 GBZ). Die Inhalte von §§ 11 Abs. 3, 6, 7 und 12 GBZ werden im Wesentlichen in den neuen 
Aufgabenkatalog übernommen. Der kantonale Führungsstab ist auch das Bindeglied zum Koordi-
nationsorgan «Ausbildung Bevölkerungsschutz und Übungen» des Bundes (Art. 54 Abs. 2 Bst. b 
BevSV), soweit er diese Vertretung nicht an die Stabsstelle Katastrophenhilfe abgibt. § 9 E-GBZ 
übernimmt den bisherigen § 11 Abs. 1 und 2 GBZ auf. 
Gemäss Abs. 2 E-GBZ wird der kantonale Führungsstab von der Einsatzleitzentrale der Polizei 
oder vom Stabschef aufgeboten. Damit wird sichergestellt, dass der kantonale Führungsstab un-
abhängig vom auslösenden Ereignis schnell und effizient aktiviert werden kann.  
In Abs. 3 werden die besonderen Kompetenzen des kantonalen Führungsstabs in einer besonde-
ren oder ausserordentlichen Lage verankert. 
 
§ 10 Stabsstelle Katastrophenhilfe 
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Die kantonale Stabsstelle Katastrophenhilfe definiert einheitliche Standards, um im Bevölke-
rungsschutz sowohl in der Vorsorge als auch in der Ereignisbewältigung ein Mindestmass an Koor-
dination zwischen den Akteuren des Verbundsystems sicherzustellen. Dies ist insbesondere bei 
grossflächigen Ereignissen unerlässlich, gilt jedoch ebenso für die Zusammenarbeit mit den Part-
nerorganisationen des Bevölkerungsschutzes.  
Organisatorisch ist die Stabsstelle Katastrophenhilfe dem kantonalen Führungsstab zugeordnet. 
Als ausführendes Organ setzt sie die ihr zugewiesenen Aufträge um und ist in der normalen Lage 
für die Koordination der Abläufe, die Abstimmung der Schnittstellen zwischen den Partnerorgani-
sationen wie auch die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit den Behörden und 
Amtsstellen besorgt (Bst. b und c). Des Weiteren hat die Stabsstelle Katastrophenhilfe die kanto-
nale Gefährdungsanalyse zuhanden des Departements zu erstellen und zu aktualisieren (Bst. a). 
Ausserdem ist die Stabsstelle für die Sicherstellung der Alarmierungsmittel für die Bevölkerung 
verantwortlich (Bst. d). 
 
§ 11 Gemeinden und Bezirke 
 a) Grundsätze 
 
Die Gemeinden und Bezirke sind für jene Aufgaben im Bevölkerungsschutz zuständig, welche 
ihnen das Bundesrecht oder kantonale Recht zuweisen (Abs.1). Die Zuständigkeit zur Umsetzung 
solcher zugewiesenen Aufgaben liegt grundsätzlich beim Gemeinderat (vgl. bisheriger § 13 Abs. 1 
VVzGBZ sowie § 12 E-GBZ). 
Abs. 2 formuliert den grundsätzlichen Rahmen, wonach Gemeinden und Bezirke Aufgaben im Be-
völkerungsschutz gemeinsam erfüllen und auf Verlangen oder nach den kantonalen Vorgaben an-
deren Gemeinden und Bezirken Hilfe leisten. 
Nach Abs. 3 hat der Regierungsrat die kommunale und regionale Zusammenarbeit zu fördern. Da-
für bildet er nach Anhörung der Gemeinden und Bezirke Bevölkerungsschutzregionen mit regiona-
len Führungsstäben. Die Bildung der Bevölkerungsschutzregionen wird sich zum einen an den 
heutigen regionalen Gegebenheiten im Kanton orientieren: Raum Innerschwyz (Bezirk Schwyz), 
Raum Ausserschwyz (Bezirke March und Höfe) sowie Raum Küssnacht. Sodann werden weitere 
Kriterien wie die Bevölkerungszahlen und die Versorgungslage eine Rolle spielen. Die definitive 
Festlegung der Bevölkerungsregionen wird auf Verordnungsstufe erfolgen. 
Darüber hinaus kann der Regierungsrat die Gemeinden und Bezirke verpflichten, Aufgaben im 
Bevölkerungsschutz gemeinsam zu erfüllen, sofern eine wirksame Aufgabenerfüllung und ein wirt-
schaftlicher Mitteleinsatz dies erfordern. 
 
§ 12  b) Gemeinde- und Bezirksräte 
 
Eine wesentliche örtliche bzw. regionale Aufgabe liegt insbesondere in der Bereitstellung der not-
wendigen Führungsstrukturen und -einrichtungen (Bst. a).  
Die Gemeinde- und Bezirksräte stellen weiter den Einsatz der personellen, sachlichen und finan-
ziellen Mittel für die eigenen Aufgaben in der Vorsorge und bei der Bewältigung von Ereignissen 
des Bevölkerungsschutzes sicher (Bst. b, vgl. bisheriger § 7 Abs.°2 GBZ).  
Sodann sind die Gemeinde- und Bezirksräte für die Hilfeleistung auf Verlangen oder nach den 
kantonalen Vorgaben gegenüber anderen Gemeinden und Bezirken zuständig (Bst. c).  
Schliesslich können die Gemeinde- und Bezirksräte im Bevölkerungsschutz auch die Zusammen-
arbeit mit anderen Schwyzer oder ausserkantonalen Gemeinden vereinbaren (Bst. d). Solche Ver-
einbarungen bestehen hauptsächlich im operativen Bereich von Partnerorganisationen bezüglich 
der grenzüberschreitenden Unterstützung bei Einsätzen. 
 
§ 13  c) Regionale Führungsstäbe 
 
Im Zuge der laufenden Bestrebungen zur Effizienzsteigerung im Bereich der Führungsorganisatio-
nen im Bevölkerungsschutz haben mehrere Gemeinden in den Bezirken Höfe und March bereits 
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vor Jahren ihre bestehenden Bezirks- und Gemeindeführungsstäbe durch leistungsfähigere, regio-
nal koordinierte Führungsstäbe ersetzt. Diese Neustrukturierung erlaubt eine bessere Ressourcen-
nutzung, optimiert die Kommunikation bei Ereignissen und stärkt die interkommunale Zusam-
menarbeit nachhaltig. 
Die bisherigen Erfahrungen mit diesem Modell sind positiv und zeigen auf, dass regionale Füh-
rungsstrukturen sowohl die Einsatzkoordination als auch die strategische Lagebeurteilung verbes-
sern können. Diese Organisationsform soll nun für alle Gemeinden und Bezirke verbindlich wer-
den. Deshalb soll es im neuen Gesetz keine Gemeinde- und Bezirksführungsstäbe mehr geben, 
sondern nur noch gemeinsame regionale Führungsstäbe für die jeweiligen Bevölkerungsschutzre-
gionen. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Ereignisse des Bevölkerungs-
schutzes im verdichteten und vernetzten Raum kaum mehr an der Gemeinde- bzw. Bezirksgrenze 
Halt machen. Mit der Regionalisierung der Führungsstäbe können Synergien bei den personellen 
und sachlichen Mitteln erreicht und die Wirksamkeit und Professionalität der Einsatzbewältigung 
erhöht werden. Sie sollen zukünftig vorrangig als Koordinationsorgane eingesetzt werden. Die Bil-
dung regionaler Führungsstäbe für die jeweiligen Bevölkerungsschutzregionen erfolgt unter Be-
rücksichtigung einheitlicher Standards und in enger Abstimmung mit den kantonalen Stellen. Ziel 
ist es, eine schlanke, reaktionsschnelle und professionell geführte Organisation zu schaffen, die 
in besonderen und ausserordentlichen Lagen handlungsfähig bleibt und die Bevölkerung best-
möglich schützt.  
Die Bildung der regionalen Führungsstäbe erfolgt mittels genehmigungspflichtiger Vereinbarun-
gen zwischen den Bezirken und Gemeinden der vom Regierungsrat zu definierenden Bevölke-
rungsschutzregionen. Das Gesetz bestimmt die Mindestinhalte der Vereinbarungen (Abs. 1 Bst. 
b).  
 
Die regionalen Führungsstäbe erfüllen eine Vielzahl von Aufgaben (vgl. Abs. 2). 
In Anlehnung an § 9 Abs. 2 E-GBZ werden die regionalen Führungsstäbe entweder durch die Ein-
satzleitzentrale der Polizei, durch ihren Stabschef oder den Stabschef des kantonalen Führungs-
stabes aufgeboten. Ebenso erhalten sie in besonderen und ausserordentlichen Lagen Kompeten-
zen, um rechtzeitig und adäquat handeln zu können, wenn die zuständigen Ordnungsstrukturen 
dies nicht mehr zu bewältigen vermögen (Abs. 4). 
 
§ 14 Partnerorganisationen 

a) Verbund 
 
Analog zu Art. 3 Abs. 2 BZG werden die fünf Partnerorganisationen des Verbundsystems neu ein-
zeln und mit ihrer Grundfunktion im Bevölkerungsschutz aufgelistet (Abs. 1 Bst. a – e). Es sind 
dies zunächst die drei klassischen Blaulichtorganisationen Polizei, Feuerwehr und strassengebun-
dene Rettungsdienste als Teil der Partnerorganisation Gesundheitswesen. Zum Rettungswesen 
gehören aber auch die sanitätsdienstlichen Ersteinsatzelemente (SEE), die in die Feuerwehr inte-
griert oder eigenständig organisiert sein können, sowie die First Responder. Als Spezialrettungs-
dienste gelten die Berg-, Höhlen- und Luftrettung (vgl. § 12 GesG). Die Seerettung gehört eben-
falls zu den Rettungsdiensten, ist aber als kommunale Aufgabe im Einführungsgesetz zum Bun-
desgesetz über die Binnenschifffahrt vom 25. Oktober 1979 (EGzBSG, SRSZ 784.210) und im 
Feuerschutzgesetz geregelt. Zum Gesundheitswesen zählen sodann grundsätzlich alle stationären 
und ambulanten Einrichtungen und Organisationen des Gesundheitswesens wie auch die Gesund-
heitsfachpersonen. Weiter gehören zu den Partnerorganisationen die technischen Betriebe und 
selbstredend der Zivilschutz. 
Die Partnerorganisationen stellen die Stützpfeiler des Bevölkerungsschutzes dar. Ihre personellen 
und fachlichen Ressourcen, ihre Einsatzmittel und ihr Zusammenwirken sind bei der Vorsorge 
und Ereignisbewältigung im Bevölkerungsschutz von zentraler Bedeutung.  
Das Aufgebot erfolgt durch die zuständige Einsatzleitung (Abs. 3), die Aufgabenerfüllung primär 
nach der für die Partnerorganisationen massgebenden Spezialgesetzgebung (vgl. § 1 Abs. 2 Bst. a 
E-GBZ). Wer für die Bestimmung der Einsatzleitung zuständig ist und wann eine gemeinsame 
Einsatzleitung einzusetzen ist, wird in der Verordnung geregelt. 



 

 

RRB Nr.  - 19/38 -  

In Abs. 3 wird zudem präzisiert, dass der kantonale Führungsstab zuständig ist, wenn die Part-
nerorganisationen zur Hilfeleistung im gesamten Kanton oder in anderen Kantonen verpflichtet 
werden sollen. 
Die Partnerorganisationen bleiben weiterhin für die Ausbildung ihrer Angehörigen zuständig, wo-
bei der Kanton für die Koordination der gemeinsamen Ausbildungsbereiche verantwortlich ist 
(entspricht dem bisherigen § 6 Abs. 2 GBZ). 
 
§ 15 b) Ersteinsatzorganisationen 
 
Der Bevölkerungsschutz ist als modulares Verbundsystem der verschiedenen Partnerorganisatio-
nen aufgebaut. Grossanlässe und Grossereignisse werden wie Alltagsereignisse grundsätzlich 
durch die Blaulichtorganisationen (Polizei, Feuerwehr, Rettungswesen) bewältigt. Erst beim Ein-
tritt einer Notlage, einer Katastrophe, eines Notstandes oder eines bewaffneten Konflikts kommen 
die weiteren Partnerorganisation bis hin zur Armee zum Einsatz. 
Ereignisse können somit in der Regel durch die Ersteinsatzorganisationen (Polizei, Feuerwehr, 
Rettung, technische Betriebe usw.), allenfalls mit Unterstützung durch den Zivilschutz oder die 
Armee, bewältigt werden (Abs. 1). Die Definition «Rettungswesen» wurde aus § 2 GELV übernom-
men, wobei damit die Ersteinsatzorganisation gemeint ist und nicht das gesamte Gesundheitswe-
sen. Die Ersteinsatzorganisationen stellen vor Ort die Führung sicher (Abs. 2). 
 
§ 16 Verwaltungspersonal, weitere Organe und Dritte 
 
Im Ereignisfall können der Regierungsrat und die Bezirks- sowie Gemeinderäte Mitarbeitende ih-
rer Verwaltung zum Einsatz verpflichten, sofern dies ihren Fähigkeiten und Verfügbarkeiten ent-
spricht und für sie zumutbar ist. Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass dadurch der systemrele-
vante Verwaltungsbetrieb nicht gefährdet wird (siehe Art. 3 Abs. 3 und Art. 14 Abs. 1 BZG, zum 
bisherigen Recht § 14 GBZ). 
Nach Abs. 2 Bst. a können für die Vorsorge und Ereignisbewältigung weitere Organe sowie Dritte 
beigezogen werden. Denkbare Beispiele sind etwa die Mitwirkung von Privaten zu Ausbildungs-
zwecken, die Bereitstellung einer vorübergehenden Unterkunft für die Bevölkerung, bis die Unter-
bringung in Zivilschutzräumen möglich ist, oder die Bereitstellung von technischen Gerätschaften 
(z. B. Bagger, Traktoren, Hubschrauber). Die Unterstützung durch weitere Organe bzw. Dritte er-
folgt grundsätzlich auf freiwilliger Basis. Im Ereignisfall sollen diese nötigenfalls zur Unterstüt-
zung verpflichtet werden können (Abs. 2 Bst. b, vgl. bisheriger § 16 GBZ). 
 
Die Unterstützung durch Verwaltungspersonal, weitere Organe und Dritte umfasst grundsätzlich 
ihr Fachwissen und ihre Dienstleistungen, nicht deren bewegliches und unbewegliches privates 
Eigentum. Vorbehalten bleiben das Requisitionsrecht nach Art. 58 Abs. 2 BZG, wonach der Zivil-
schutz bei Grossereignissen, Notlagen, Katastrophen und bewaffneten Konflikten das Requisiti-
onsrecht zu den gleichen Bedingungen wie die Armee hat, sowie die wirtschaftlichen Interventi-
onsmassnahmen des Bundes bei einer unmittelbar drohenden oder bereits bestehenden schweren 
Mangellage nach Art. 31 ff. LVG. Es sei sodann auf das neue Requisitionsrecht nach § 50 E-GBZ 
sowie das Zugriffrecht der Partnerorganisationen des Bevölkerungsschutzes auf öffentliche und 
private Grundstücke gemäss dem neuen § 21 E-GBZ verwiesen (vgl. auch §§ 19 und 22 FSG). 
 
 
§ 17  Warnung, Alarmierung und Information 
 
Der Kanton stellt in Zusammenarbeit mit dem Bund die Auslösung der Warnung der zuständigen 
Stellen und die Alarmierung der Bevölkerung sicher (Art. 16 Abs. 1 BZG). Ausserdem ist er für 
die Sicherstellung der Information der Bevölkerung im Ereignisfall zuständig (Art. 16 Abs. 2 
BZG). Die Alarmierung der Bevölkerung erfolgt konkret über das System «Polyalert» (Fernsteue-
rung). An dieses System sind sowohl die stationären Sirenen als auch das System zur Ereignis-
kommunikation «Alertswiss» angeschlossen. Mit der Verlängerung der Übergangsbestimmung von 
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Art. 99 Abs. 1 bzw. Abs. 1bis BZG bleiben die Kantone bis Ende 2028 für die Bereitstellung, die 
Betriebsbereitschaft und den Unterhalt der Sirenen zuständig. Sie werden dafür vom Bund mit 
höchstens Fr. 600.-- pro Sirene und Jahr entschädigt. 
Der bisherige § 5 GBZ muss an die Gegebenheiten des Bundesrechts angepasst werden. Dabei 
legt § 17 Abs. 2 E-GBZ fest, dass die Gemeinden in ihrem Zuständigkeitsbereich namentlich für 
die Bezeichnung eines Alarmierungsverantwortlichen sowie für die Warnung und Alarmierung 
(Bst. a und b), die Weitergabe von Informationen und Verhaltensanweisungen an die Bevölkerung 
(Bst. c), die Durchführung des jährlichen Sirenentests (Bst. e), die Erstellung sowie Aktualisie-
rung der Umsetzungsplanung (Bst. f), die Evakuationsplanung bei Wasseralarm sowie die Festle-
gung und den Betrieb der Notfalltreffpunkte (Bst. g und h) zuständig sind. Für den Unterhalt, die 
ständige Betriebsbereitschaft und den Einsatz der mobilen Sirenen sind sie zuständig, soweit 
diese Aufgabe künftig nicht vom Bund übernommen wird (Bst. d). 
 
§ 18 Kommunikationssysteme 
 
Es geht hier um die Umsetzung der Regelungen von Art. 18 ff. BZG und Art. 45 ff. BevSV bezüg-
lich der gemeinsamen Kommunikationssysteme von Bund, Kantonen und Dritten. Während das 
mobile Sicherheitsfunksystem (Polycom) keine grundsätzliche Neuerung darstellt (vgl. Art. 20 der 
bisherigen Verordnung über die Warnung, Alarmierung und das Sicherheitsfunknetz der Schweiz 
vom 18. August 2010, welche am 1. Januar 2021 aufgehoben wurde), wurde auf der Grundlage 
von Art. 19 BZG ein neues nationales sicheres Datenverbundsystem für den ausfallsicheren Da-
ten- und Informationsaustausch zwischen den Behörden und Organisationen sowie den Betreibern 
kritischer Infrastrukturen geschaffen. 
Weiter ermöglicht Art. 20 BZG ein mobiles, breitbandiges Sicherheitskommunikationssystem, wo-
mit den BORS und den Betreibern kritischer Infrastrukturen ein mobiles Breitband- und Mobil-
funknetz zur Verfügung gestellt werden soll, auf welches ortsunabhängig zugegriffen werden kann 
(keine «Funklöcher»). Ferner wird mit Art. 21 BZG ein nationales Lageverbundsystem errichtet, 
mit welchem für die Bewältigung von nationalen Katastrophen oder Notlagen ein konsolidiertes 
Lagebild auf Bundesebene erstellt werden kann. Der Kanton ist jeweils für die dezentralen Kom-
ponenten der gemeinsamen Kommunikationssysteme sowie für deren Stromversorgungssicherheit 
zuständig. Weiterhin kann der Kanton in seiner Verantwortung eigene Kommunikationssysteme 
betreiben. 
 
 
§ 19 Schutz kritischer Infrastrukturen 
 
Der Schutz kritischer Infrastrukturen wird auf Bundesebene in Art. 8 BZG verankert, wogegen 
sich weitere Bestimmungen zur Umsetzung in der Bevölkerungsschutzverordnung finden. Der 
Bundesgesetzgeber verzichtete auf eine Legaldefinition der kritischen Infrastrukturen. Es handelt 
sich um einen offenen und bis zu einem gewissen Grad wandelbaren, auslegungsbedürftigen Be-
griff. Kritische Infrastrukturen können sowohl einzelne Bauten oder Anlagen als auch ganze Sys-
teme und Netz-Infrastrukturen sein. Dabei geht es nicht um die staatliche oder private Träger-
schaft, sondern um die Bedeutung der kritischen Infrastruktur in einem Gesamtzusammenhang, 
etwa zur Aufrechterhaltung der Kommunikation oder zum Funktionieren der staatlichen Verwal-
tung und des öffentlichen Lebens. Charakteristisch ist, dass der Ausfall einer kritischen Infra-
struktur und der damit verbundenen Dienst- oder Versorgungsleistung direkt oder indirekt gravie-
rende Schäden für die Allgemeinheit bewirken würde. 
Der Bund koordiniert die Planungs- und Schutzmassnahmen der Betreiber der kritischen Infra-
strukturen von nationaler Bedeutung durch das BABS (Art. 8 Abs. 3 BZG). Das BABS legt die Kri-
terien für die strategische Wichtigkeit kritischer Infrastrukturen auf Bundesstufe fest. Es erfasst 
die entsprechenden Objekte in einem Inventar (Art. 56 Abs. 1 BevSV) und betreibt ein Informati-
onssystem zur Führung des Inventars (Art. 56 Abs. 2 BevSV). Bei der Datenbeschaffung arbeitet 
das BABS mit den Betreibern der kritischen Infrastrukturen und den Kantonen zusammen 
(Art. 58 BevSV) 
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Die Kantone sind für die Bezeichnung der nach den Kriterien des BABS relevanten Objekte auf 
ihrem Territorium zuständig.  
In Abs. 1 werden die Grundlagen für den Schutz kritischer Infrastrukturen in Abstimmung mit 
dem Bund geschaffen. Der Schutz kritischer Infrastrukturen hat auch hier zum Ziel, die Resilienz, 
also die Widerstands-, Anpassungs- und Regenerationsfähigkeit des Kantons zu verbessern, damit 
gravierende Ausfälle möglichst verhindert oder im Ereignisfall die Auswirkungen reduziert werden 
können. 
Abs. 2 enthält eine Rechtsetzungsdelegation an den Regierungsrat, wonach dieser die Einsatzbe-
reitschaft der kritischen Infrastrukturen gegenüber den Betreibern regelt. 
Weiter besteht ein Bedürfnis von Betreibern sicherheitskritischer Infrastrukturen nach Unterstüt-
zung durch die Stabsstelle Katastrophenhilfe. Diese soll bei Bedarf das Inventar der Objekte kriti-
scher Infrastrukturen führen und aktualisieren sowie die Planungs- und Schutzmassnahmen der 
Betreiber kritischer Infrastrukturen koordinieren (Abs. 3 Bst. a – c). 
 
§ 20 Betroffene 

a) Räumung gefährdeter Gebiete 
 
Die bisherige Regelung von § 15 GBZ wird ohne wesentliche inhaltliche Veränderungen übernom-
men. Der kantonale sowie die regionalen Führungsstäbe können verfügen, dass gefährdete Ge-
biete für so lange als die Gefahr anhält, evakuiert werden müssen und nicht betreten werden dür-
fen (Abs. 1).  
Die davon betroffenen Personen, die schutzbedürftig sind und keine anderweitige Unterbrin-
gungsmöglichkeit haben, werden von der Gemeinde betreut (Abs. 2).  
Soweit die Betreuungs- und Unterbringungsmöglichkeiten in einer Gemeinde nicht ausreichen, 
werden sie vom kantonalen Führungsstab anderen Gemeinden zugewiesen (Abs. 3). Subsidiär ist 
der Kanton zuständig (Art. 13 Abs. 2 NFSV). 
 
§ 21  b) Zugriff auf öffentliche und private Grundstücke 
 
Der Bundesrat hob per 15. Dezember 2009 die Verordnung über die Requisition vom 9. Dezem-
ber 1996 auf und hat das Requisitionsrecht des Zivilschutzes nunmehr in Art. 58 BZG verankert. 
Die Eigentümer sowie Mieter sind verpflichtet, amtliche Handlungen und technische Einrichtun-
gen auf ihren Grundstücken zu dulden. Eine allfällige Wertminderung wird angemessen entschä-
digt (vgl. Art. 58 Abs. 1 BZG). Bei Grossereignissen, Notlagen, Katastrophen und bewaffneten 
Konflikten hat der Zivilschutz das Requisitionsrecht zu den gleichen Bedingungen wie die Armee 
(vgl. Art. 58 Abs. 1 BZG). 
Abgeleitet aus dieser Bestimmung soll auf kantonaler Ebene die Inanspruchnahme von Grundei-
gentum durch die Einsatzleitung der Partnerorganisationen geregelt werden. Dabei soll es ihnen 
im Rahmen der schonenden Rechtsausübung und Verhältnismässigkeit zu Übungs- und Einsatz-
zwecken unter dem Rechtstitel des Bevölkerungsschutzes möglich sein, geeignete öffentliche und 
private Grundstücke vorübergehend zu benützen oder in Anspruch zu nehmen, um dort Einsatz-
kräfte und -materialien zu stationieren sowie Personen, Tiere und Sachen unterzubringen (vgl. so-
dann Ausführungen unter § 16 Abs. 2 E-GBZ). 
 
§ 22  c) Einschränkung von Versorgungsbereichen 
 
Der Regierungsrat kann bei Notlagen, Katastrophen und in bewaffneten Konflikten zum Schutz 
existentieller Lebensgrundlagen und kritischer Infrastrukturen, wozu namentlich die Energie- und 
Wasserversorgung, die Entsorgung und der Verkehr zählen, vorübergehend die notwendigen und 
dringlichen Einschränkungen anordnen (Abs. 1). 
Die medizinische Katastrophenhilfe ist in § 11 GesG geregelt. Als Aufgabe der Partnerorganisa-
tion Gesundheitswesen soll sie auch im Gesundheitsrecht belassen werden. Es handelt sich hier 
um eine Sonderregelung zu § 14 E-GBZ. Es genügt hier ein Verweis auf die Spezialgesetzgebung. 
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Allerdings bedarf § 11 GesG einer inhaltlichen Abstimmung auf die vorliegend neu definierten Er-
eignisarten und Lagekategorien (vgl. dazu Anpassungen im Anhang der Vorlage und Erläuterungen 
zu § 63 E-GBZ). 
 
 
III. Zivilschutz 
 
§ 23 Zuständigkeiten 

a) Kanton 
 
Im Bereich des Zivilschutzes ist der Bund zuständig für die Gesetzgebung zum Schutz vor den 
Auswirkungen bewaffneter Konflikte, für den Einsatz des Zivilschutzes bei Katastrophen und in 
Notlagen hat er eine Rahmengesetzgebungskompetenz. Für die Kantone ist der Zivilschutz ein si-
cherheitspolitisches Instrument und eine strategische Reserve. Der Zivilschutz stellt insbesondere 
die Durchhaltefähigkeit der Behörden und Organisationen sicher, welche er bei grossen oder lang 
dauernden Ereignissen ablöst und unterstützt. 
 
In § 23 E-GBZ wird die bisherige Regelung von § 19 GBZ aufgenommen. Es betrifft dies die Re-
gelung der allgemeinen Aufgabenteilung auf kantonaler Ebene im Bereich des Zivilschutzes. Die 
Hauptverantwortlichkeit liegt wie bis anhin beim Kanton. Die Aufgaben des Zivilschutzes lassen 
sich in zwei Kernbereiche gliedern, nämlich die Organisation des Zivilschutzes als Partnerorgani-
sation und den Schutzbauten. Die Regelungen werden durch Bestimmungen zur Finanzierung des 
Zivilschutzes ergänzt. 
Die Bewilligungskompetenz für Einsätze des Zivilschutzes zugunsten der Allgemeinheit soll beim 
Regierungsrat verbleiben (Abs. 2 Bst. a). 
Analog zum Bevölkerungsschutz ist der Kanton für die Förderung der interkantonalen Zusammen-
arbeit zuständig (Abs. 2 Bst. b). Weiter soll der Kanton für den Abschluss von Vereinbarungen mit 
anderen Kantonen über die Zusammenarbeit im Zivilschutz zuständig sein (Abs. 2 Bst. c). Solche 
Vereinbarungen konnten bereits unter dem bisherigen Recht abgeschlossen werden (vgl. § 2 
GBZ), wovon der Kanton Schwyz auch Gebrauch gemacht hat. Zwei wesentliche solcher Vereinba-
rungen sind die Verwaltungsvereinbarung der Zentralschweizer Kantone betreffend die gemein-
same Durchführung der Ausbildung der Schutzdienstpflichtigen, Spezialisten und Kaderangehöri-
gen sowie die Vereinbarung der Zentralschweizer Kantone über die interkantonalen Unterstüt-
zungsleistungen sowie Ausrüstungs- und Materialbeschaffungen. 
Im Übrigen wird zur Angleichung an den Wortlaut des Bundesrechts auf den Begriff der «Angehö-
rigen des Zivilschutzes» verzichtet und neu derjenige der «Schutzdienstpflichtigen» verwendet. 
Die einzelnen Vollzugszuständigkeiten des Amtes werden auf Verordnungsstufe geregelt. 
 
§ 24  b) Gemeinden 
 
Die Gemeinden erfüllen Aufgaben im Zivilschutz, für welche ihnen vom Kanton Schutzdienst-
pflichtige zugeteilt werden. Den Bezirken als regionale Trägerschaft kommen im Zivilschutz keine 
eigenständigen Vollzugsaufgaben zu. Hingegen kann der Einsatz des Zivilschutzes auf kommuna-
ler Ebene wie bis anhin von mehreren Gemeinden gemeinsam organisiert werden (Abs. 4). Soweit 
es eine wirksame Aufgabenerfüllung und ein wirtschaftlicher Mitteleinsatz verlangen, können die 
Gemeinden durch den Regierungsrat auch verpflichtet werden, Aufgaben gemeinsam zu erfüllen. 
Der neue Abs. 2 Bst. a E-GBZ entspricht im Wesentlichen dem bisherigem § 21 Abs. 1 Bst. a 
GBZ. Weiter sind die Gemeinden für die Instandhaltung ihres Materials zuständig (Abs. 2 Bst. c). 
Neu geregelt wird die Grundbereitschaft der ihnen zugeteilten Führungsunterstützung (Abs. 2 
Bst. b). 
Die Gemeinden haben einen Chef Führungsunterstützung zu bezeichnen, welcher die Aufgaben 
gemäss Abs. 3 wahrnimmt. 
 
§ 25 Zivilschutzorganisation 
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a) Strukturen 
 
Die Zivilschutzorganisation steht im Dienst der Bevölkerung. Der Regierungsrat soll auf der 
Grundlage der Gefährdungsanalyse den Bestand der Zivilschutzorganisation regeln. Aktuell beste-
hen zwei kantonale Zivilschutzkompanien, je eine für die Region Innerschwyz und für die Region 
Ausserschwyz. Jede der beiden Kompanien umfasst ca. 350 Schutzdienstpflichtige, bestehend 
aus je einem Kommando, einem Zug Logistik, einem Betreuungszug und fünf Pionierzügen. Zu-
sätzlich besteht eine Formation aus weiteren 480 Schutzdienstpflichtigen aus den Fachbereichen 
Führungsunterstützung, Infrastrukturwart und Kulturgüterschutz. 
Die Zivilschutzkompanien werden vom Kanton aufgeboten und dienen ihm zur Erfüllung der eige-
nen Zivilschutzaufgaben oder zur Unterstützung der Gemeinden (vgl. § 26 Abs. 4 E-GBZ). 
 
§ 26  b) Einsätze 
 
Abs. 1 regelt neu den Einsatz der Schutzdienstpflichtigen. Sie werden für die Bewältigung von 
Ereignissen des Bevölkerungsschutzes (Bst. a), die Unterstützung der Führungsorgane und Part-
nerorganisationen (Bst. b und c), die Betreuung von schutzsuchenden Personen sowie Aufräum- 
und Instandstellungsarbeiten eingesetzt (Bst. d und e). Zu ihren Aufgaben zählen auch Einsätze 
zu Gunsten der Gemeinschaft (Bst. h sowie Abs. 3). 
Gemäss Abs. 2 erfolgen Aufräum- und Instandstellungsarbeiten (Abs. 1 Bst. e) nach Möglichkeit 
nur in Wiederholungskursen, ausser bei Einsätzen zur Bewältigung von Katastrophen und Notla-
gen, wo die Schutzdienstpflichtigen ohnehin schon vor Ort sind. Schutzdienstpflichtige können 
unter den bundesrechtlichen Vorgaben für Gemeinschaftseinsätze auf kantonaler, regionaler oder 
kommunaler Ebene eingesetzt werden (Abs. 3). Für derartige Einsätze auf nationaler Ebene liegt 
die Bewilligungskompetenz beim Bund (vgl. Art. 47 ff. ZSV). 
Die Gemeinden können die ihnen zugewiesenen Schutzdienstpflichtigen unter Berücksichtigung 
der bundesrechtlichen Vorgaben einsetzen, soweit sie nicht vom Kanton beansprucht werden 
(Abs. 4; vgl. Art. 28 BZG). 
 
§ 27  c) Aus-, Weiterbildungs- und Wiederholungskurse 
 
Das BZG legt die Rahmenbedingungen für die Grund-, Zusatz- und Kaderausbildung sowie die 
Weiterbildung im Zivilschutz fest, insbesondere auch den zeitlichen Rahmen. Eine Optimierung 
soll durch eine einheitliche Ausbildungsdoktrin und eine verbesserte Koordination von Ausbildun-
gen und Übungen erreicht werden. Zur Verbesserung des bestehenden Ausbildungssystems im 
Bevölkerungsschutz wurde namentlich ein praktischer Dienst für alle Milizkader eingeführt, was 
das Sammeln praktischer Führungserfahrung erlaubt. Für die Durchführung der Ausbildung der 
Schutzdienstpflichtigen sind grundsätzlich die Kantone zuständig (Art. 48 BZG). Für die Aus- 
und Weiterbildung der kantonalen Führungsstäbe stellt der Bund entsprechende Ausbildungsan-
gebote sicher und trägt dafür die Kosten (Art. 22 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 BZG, Erläuterungen 
BevSV zu Art. 53). 
Es bestehen interkantonale Vereinbarung über Ausbildungen im Bereich des Zivilschutzes und wo 
diese durchgeführt werden (Abs. 2; vgl. Zivilschutzkurse und Weisungen 2025). Das kantonale 
Ausbildungszentrum kann den Partnerorganisationen, anderen Kantonen wie auch Dritten entgelt-
lich zur Verfügung gestellt werden. 
 
§ 28  d) Schutzdienstpflichtige 
 
In Abs. 1 wird eine ausdrückliche Mitwirkungspflicht der Schutzdienstpflichtigen bei der Erfül-
lung ihres Dienstobligatoriums verankert, soweit sich diese nicht aus dem Bundesrecht ergibt. 
In Abs. 2 wird eine gesetzliche Grundlage für Wegweisungs- bzw. Fernhaltungsmassnahmen ge-
genüber Schutzdienstpflichtigen oder Dritten, welche die Ausbildung oder Einsätze in schwerwie-
gender Weise stören, verankert. Art. 88 ff. BZG regelt die Massnahmen bei Widerhandlungen. 
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§ 29  e) Ausrüstung und Material 
 
Wie im geltenden § 18 Bst. d und § 23 Bst. f GBZ geregelt, erfolgt die Beschaffung, Bereitstel-
lung und Instandhaltung der Ausrüstung und des Materials durch den Kanton, soweit nicht die 
Gemeinden selber dafür verantwortlich sind. Die Koordination der Materialbeschaffung muss des-
halb vom zuständigen Amt wahrgenommen werden. Nur so können auch die Kompatibilität, die 
Zusammenarbeit mit den Partnerorganisationen im Bevölkerungsschutz sowie die Erfüllung der 
Leistungsaufträge sichergestellt werden. Die Beschaffung der Ausrüstung und des Materials für 
Schutzanlagen ist Sache des Bundes (Art. 76 Abs. 1 Bst. c und Art. 91 Abs. 1 Bst. e BZG). 
 
§ 30  Schutzräume 

a) Zuständigkeit 
 
Bei den Schutzbauten wird entsprechend dem Bundesrecht und wie bis anhin zwischen Schutz-
räumen (vgl. §§ 29 ff. E-BGZ) und Schutzanlagen (vgl. § 34 f. E-GBZ) unterschieden. Die Aufga-
benbereiche des Kantons umfassen nach den Vorgaben des Bundes die Steuerung, die Kontrolle 
sowie die Aufhebung von Schutzräumen (Abs. 1, vgl. bisheriger § 21 Abs. 1 Bst. a und b GBZ).  
Nach Abs. 2 bestimmt der Kanton bei fehlendem oder gedecktem Schutzraumbedarf, inwieweit 
Schutzräume zu erstellen oder Ersatzbeiträge zu leisten sind.  
Neu müssen die Gemeinden eigene oder gemeinsame Anlageverantwortliche bezeichnen (Abs. 3). 
In der Verordnung werden die einzelnen Aufgaben der Anlageverantwortlichen aufgeführt. 
 
§ 31  b) Bau- und Unterhaltspflicht 
 
Schutzräume werden primär für den Fall des bewaffneten Konflikts erstellt, können aber auch bei 
Notlagen und in Katastrophen als Notunterkünfte dienen. Bei privaten Schutzräumen erfolgt die 
Erstellung, Ausrüstung, Unterhalt und Erneuerung von Schutzräumen durch den Eigentümer, 
nicht durch die Gemeinden (Abs. 1).  
Hingegen ist die Erstellung von öffentlichen Schutzräumen in Gebieten, in denen zu wenig 
Schutzräume vorhanden sind, sowie deren Unterhaltsregelung Sache der Gemeinden (Abs. 2). 
 
§ 32  c) Ersatzbeiträge 
 
Nach bisherigem Recht gingen die Ersatzbeiträge explizit an die Gemeinden. Seit der Teilrevision 
des BZG vom 17. Juni 2011 sind die Ersatzbeiträge dem Kanton zu entrichten. Diese Regelung 
wurde mit der Totalrevision vom 20. Dezember 2019 unverändert in Art. 62 Abs. 2 BZG über-
nommen. Damit können die Kantone insbesondere innerkantonale Schutzplatzdefizite ausglei-
chen. Übergangsweise konnten die Gemeinde die altrechtlichen Ersatzbeiträge noch behalten, 
hatten diese aber nach den neurechtlichen Verwendungszwecken einzusetzen. In §§ 32 und 61 
Abs. 1 wird nun verankert, dass die Ersatzbeiträge vom Kanton erhoben werden und die altrecht-
lich von den Gemeinden bezogenen Ersatzbeiträge, sofern noch nicht aufgebraucht, innert zwei 
Jahren nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes dem Kanton zu überweisen sind. 
Der Kanton regelt die Höhe der Ersatzbeiträge in der Verordnung und führt für die Ersatzbeiträge 
eine Spezialfinanzierung nach § 43 des Gesetzes über den kantonalen Finanzhaushalt vom 20. 
November 2013 (FHG, SRSZ 144.110). Die Ersatzbeiträge sind zweckgebunden und können nur 
für die in Art. 62 Abs. 3 BZG umschriebenen Zwecke eingesetzt werden. Sie stehen dem allge-
meinen Finanzhaushalt nicht zur Verfügung (vgl. RRB Nr. 532 vom 18. Juni 2013 S. 28 f.). 
Nach Abs. 3 zieht das zuständige Amt die Ersatzbeiträge ein und entscheidet über deren Verwen-
dung nach Massgabe der nach Art. 62 Abs. 3 BZG zulässigen Zwecke. Die Einzelheiten werden 
auf Verordnungsstufe konkretisiert. 
Die Teilrevision der ZSV wirkt sich auf Kantone und Gemeinden dahingehend aus, dass aufgrund 
der Nachrüstung öffentlicher Schutzräume sowie der Erneuerungen im Rahmen des Werterhalts 
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mit zusätzlichen Kosten zu rechnen ist. Diese können jedoch durch Ersatzbeiträge gedeckt wer-
den (Art. 62 Abs. 3 BZG). Die Kantone müssen die Verwendung der Ersatzbeiträge für die Erneu-
erung privater und öffentlicher Schutzräume sowie für den Neubau öffentlicher Schutzräume im 
Rahmen der Steuerung des Schutzraumbaus individuell planen. Die geplante Erhöhung der Er-
satzbeiträge sowie die Erhebung von Beiträgen bei Anbauten, Aufbauten, Umbauten und Nut-
zungsänderungen führen zu zusätzlichen Einnahmen für die Kantone. Sollten die Mittel der Spe-
zialfinanzierung dennoch nicht ausreichen, müssten die fehlenden Gelder über das reguläre Kan-
tonsbudget gedeckt werden. 
 
§ 33  d) Genehmigung und Kontrolle 

 
Der neue § 33 E-GBZ lehnt sich an den geltenden § 26 GBZ an. Darin wird die Genehmigung und 
Kontrolle von Schutzraumbauprojekten geregelt. Die für die Baubewilligung zuständige Stelle be-
willigt das Schutzraumbauprojekt im massgebenden Verfahren (Abs. 1). 
 
Das für die Schutzbauten zuständige Amt prüft die Schutzraumbauprojekte in fachspezifischer 
Hinsicht. Von der Bauherrschaft kann eine Sicherheitsleistung zur Sicherstellung der ordentli-
chen Ausführung der Schutzräume verlangt werden. Das zuständige Amt wirkt bei spezifischen 
Fragestellungen bei der Abnahme von neuen und erneuerten Schutzräumen mit (vgl. dazu § 88 
Planungs- und Baugesetz vom 14. Mai 1987, PBG, SRSZ 400.100) und führt die periodische 
Kontrolle der Schutzräume durch (Abs. 2 Bst. a – d). 
Die Eigentümer oder Berechtigten müssen die Kontrolle und Nachkontrolle durch Einhaltung der 
Kontrollvorgaben ermöglichen und im Verhinderungsfall rechtzeitig um eine Terminverschiebung 
ersuchen (Abs. 3). Festgestellte Mängel müssen innerhalb der gesetzten Frist behoben werden 
(vgl. Art. 74 BZG). 
 
§ 34  e) Aufhebung 
 
In § 34 E-GBZ werden die massgebenden Regelungen des Bundesrechts von Art. 66 BZG und 
Art. 82 ZSV umgesetzt. Demnach entscheidet das zuständige Amt auf Gesuch der Eigentümer 
oder von Amtes wegen über die Aufhebung von Schutzräumen. 
 
§ 35  Schutzanlagen 

a) Zuständigkeiten  
 
Unter Schutzanlagen sind Kommandoposten, Bereitstellungsanlagen, geschützte Sanitätsstellen 
und geschützte Spitäler zu verstehen (Art. 67 BZG). Mit der laufenden Strategie sowie dem Um-
setzungskonzept des Bundes und der Organisation des Zivilschutzes sind grundsätzlich keine 
neuen Schutzanlagen mehr zu erstellen. Im Sinne einer differenzierten und lagegerechten Be-
triebsbereitschaft sind nur noch die für den Fall von Grossereignissen, Notlagen und Katastro-
phen benötigten Schutzanlagen in einem aktiven Status und werden künftig auch erneuert. 
Gemäss Abs. 1 sorgt der Kanton nach den Vorgaben des Bundesrechts für ausreichenden Bestand 
an Schutzanlagen. Sind in einem Gebiet nicht genügend Schutzanlagen vorhanden, erstellt der 
Kanton in Abstimmung mit den Gemeinden neue, die in seinem Eigentum verbleiben (Abs. 2). 
Analog zu § 30 Abs. 3 E-GBZ bezeichnen die Gemeinden wie für die öffentlichen Schutzräume 
eigene oder gemeinsame Anlageverantwortliche (Abs. 3). 
 
§ 36  b) Bau- und Unterhaltspflicht 
 
Für die Erstellung, Ausrüstung, den Betrieb, den Unterhalt, die Erneuerung, die Umnutzung und 
die Aufhebung von Schutzanlagen sind verschiedene Stellen zuständig (Abs. 1). Der Kanton ist 
verantwortlich für die Kommandoposten, Bereitstellungsanlagen und sanitätsdienstlichen Schutz-
anlagen (Bst. a), die Gemeinden sind für ihre eigenen Schutzanlagen zuständig (Bst. b) und die 
Spitalträgerschaften wiederum sind ihre geschützten Spitäler verantwortlich (Bst. c). 
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Sofern eine Schutzanlage mehreren Gemeinden dient, kann der Regierungsrat die beteiligten Ge-
meinden verpflichten, sich im angemessenen Verhältnis an der Erstellung, Ausrüstung, dem Be-
trieb, dem Unterhalt und der Erneuerung zu beteiligen (Abs. 2 E). 
 
§ 37  c) Genehmigung und Kontrolle 
 
Abs. 1 regelt die Bewilligung von Schutzanlagenprojekte durch die zuständige kantonale Stelle. 
Das zuständige Amt prüft Schutzanlageprojekte, wirkt bei der Abnahme von neuen und erneuer-
ten Schutzanlagen mit, führt periodische Kontrollen der Schutzanlagen durch, überprüft Wartung 
und Unterhalt seitens Eigentümer und richtet den Eigentümern Pauschalbeiträge des Bundes aus 
(Abs. 2 Bst. a – e). Das zuständige Amt hat dem BABS jährlich eine Zusammenstellung der kon-
trollierten sowie der zu kontrollierenden Schutzanlagen (Art. 101 Abs. 1 ZSV) zuzustellen. Die pe-
riodische Anlagekontrolle ist mindestens alle zehn Jahre durchzuführen. Das Amt hat hierzu ei-
nen Kontrollplan zu erstellen. Das BABS kann Stichproben durchführen und regelt die Einzelhei-
ten, insbesondere die Verantwortlichkeiten, das Verfahren, das Personal sowie die Kontrollinstru-
mente (vgl. Art. 101 Abs 4 und 5 ZSV). 
Die Eigentümer oder Berechtigten sind gemäss Abs. 3 E-GBZ verpflichtet, die Kontrollen und 
Nachkontrollen gemäss den Kontrollvorgaben zu ermöglichen (Bst. a). Im Verhinderungsfall ha-
ben sie rechtzeitig um eine Terminverschiebung zu ersuchen (Bst. b). Zudem sind sie verpflich-
tet, die bei der Kontrolle festgestellten Mängel innerhalb der gesetzten Fristen zu beheben (Bst. 
c, vgl. dazu § 33 E-GBZ). 
 
 
IV. Kulturgüterschutz 
 
§ 38  Allgemein 
 
In den §§ 38 ff. E-GBZ werden die kantonalen Aufgaben nach der bundesrechtlichen Kulturgüter-
schutzgesetzgebung nun unter einem eigenen Haupttitel zusammengefasst. Zwar gehört der Kul-
turgüterschutz auch zu den besonderen Aufgaben des Zivilschutzes (Art. 28 Abs. 1 Bst. e BZG), 
doch wäre eine Ergänzung der entsprechenden Regelungen unter den Bestimmungen zum Zivil-
schutz zu unübersichtlich. 
Das vorliegende Gesetz gilt für alle Massnahmen des Kulturgüterschutzes, die dem Schutz und 
der Erhaltung von Kulturgütern in Notlagen, bei Katastrophen sowie in bewaffneten Konflikten 
dienen. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Planungs- und Baugesetzes vom 14. Mai 
1987 (PBG), des Gesetzes über die Denkmalpflege und Archäologie vom 6. Februar 2019 (Denk-
malschutzgesetz, DSG, SRSZ 720.100) und des Archivgesetzes vom 18. November 2015  
(ArchG, SRSZ 140.610). 
 
§ 39  Kulturgüterschutzinventar 
 
Kulturgüter werden nach Art. 1 Abs. 1 KGSV in drei Kategorien eingeteilt: Objekte von nationaler 
Bedeutung (A-Objekte), Objekte von regionaler Bedeutung (B-Objekte) und Objekte von lokaler 
Bedeutung (C-Objekte). Die Erstellung und Nachführung des Schweizerischen Kulturgüterschutz-
inventars (KGS-Inventar) für Kulturgüter von nationaler und regionaler Bedeutung (A- und B-Ob-
jekte) richtet sich nach Bundesrecht (Abs. 1). Der Kanton bezeichnet die Kulturgüter von lokaler 
Bedeutung (C-Objekte) und unterstützt den Bund bei der periodischen Nachführung des KGS-In-
ventars (Abs. 2).  
 
§ 40  Zuständigkeiten 

a) Kanton 
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Der Kanton Schwyz weist derzeit im KGS-Inventar 79 Objekte von nationaler Bedeutung auf, da-
runter Objekte von grundlegender Bedeutung für die Eidgenossenschaft wie das Bundesbriefmu-
seum in Schwyz, die Ruinen der Gesslerburg in Küssnacht oder die Gedenkstätte mit der 
Schlachtkapelle Morgarten in Sattel. Im Kanton befinden sich zudem 354 Objekte von regionaler 
Bedeutung, wozu etwa die Suworowbrücke in Schwyz oder das Firmenarchiv der Victorinox als be-
deutende Sammlung, ebenfalls in Schwyz, gehören. Die Kategorie der Objekte ist von hoher Be-
deutung, da sie Auswirkungen auf die rechtlichen Anforderungen an die zu treffenden Schutz-
massnahmen hat. Objekte von nationaler und regionaler Bedeutung werden aufgrund ihrer Stel-
lung im Kulturgüterschutzinventar des BABS aufgeführt (Art. 4 Bst. d KGSG, Art. 2 Abs. 1 
KGSV). Die Bezeichnung der Kulturgüter von lokaler Bedeutung dagegen ist Sache der Kantone 
(Art. 2 Abs. 2 KGSV) bzw. nach der vorliegenden Zuständigkeitsregelung der Gemeinden und Be-
zirke (vgl. § 41 E-GBZ). 
Für die Planung und Umsetzung von vorsorglichen und sichernden Massnahmen ist grundsätzlich 
der Kanton zuständig (Abs. 1). 
Der Kanton sorgt gemäss Abs. 2 insbesondere für die Bedarfsplanung baulicher und weiterer 
Massnahmen zum Schutz beweglicher und unbeweglicher kantonseigener Kulturgüter (Bst. a) so-
wie die Bewilligung, Kontrolle und Aufhebung von kantonalen und kommunalen Kulturgüter-
schutzräumen (Bst. b). Zudem fördert er die Zusammenarbeit der Partnerorganisationen des Be-
völkerungsschutzes, der kantonalen Denkmalpflege, des Staatsarchivs, der kulturellen Institutio-
nen sowie der öffentlichen oder privaten Eigentümer (Bst. c). Weiter ist er für die Ausrüstung und 
das Aufgebot der Kulturgüterschutzspezialisten sowie deren Aus- und Weiterbildung besorgt (Bst. 
d und e). 
Die Aufgaben der Ämter (Amt für Militär-, Feuer- und Zivilschutz und Amt für Kultur) werden wie 
bisher auf Verordnungsstufe geregelt (Abs. 3). 
 
§ 41  b) Gemeinden und Bezirke 
 
Die Gemeinden und Bezirke erfüllen die ihnen vom Bundesrecht und kantonalen Recht zugedach-
ten Aufgaben (Abs. 1). 
Soweit die Gemeinden und Bezirke selber Eigentümer von Kulturgütern sind oder ihnen bewegli-
che Kulturgüter anvertraut wurden, sind sie gemäss dem neuen Abs. 2 Bst. a für deren Erfas-
sung, Bezeichnung und Sicherstellungsdokumentationen zuständig (Art. 5 Abs. 3 KGSG). Auch 
sind sie für die Erstellung, Ausrüstung und den Unterhalt der zum Schutz der beweglichen Kul-
turgüter erforderlichen Schutzräume zuständig (Abs. 2 Bst. b). Nach Abs. 2 Bst. c ist es Sache 
der Gemeinden und Bezirke, hierfür Notfallpläne zu erstellen. 
Sodann können die Gemeinden und Bezirke die vom Kanton zugewiesenen Kulturgüterschutzspe-
zialisten für die Erfüllung ihrer Kulturgüterschutzaufgaben in Anspruch nehmen. 
 
§ 42  c) Private Eigentümer und Besitzer 
 
Die Eigentümer und Besitzer unbeweglicher und beweglicher Kulturgüter sind verantwortlich für 
den Unterhalt der Kulturgüterschutzräume, die Durchführung vorsorglicher Schutzmassnahmen, 
die Erstellung und Pflege der Sicherstellungsdokumentation sowie für die geeignete Aufbewah-
rung ihrer Kulturgüter (Abs. 1 Bst. a – d). Diese Zuständigkeit gilt nicht nur für Objekte von natio-
naler Bedeutung (vgl. Art. 64 Abs. 1 BZG), sondern auch für Objekte von regionaler und lokaler 
Bedeutung (vgl. Art. 5 Abs. 4 KGSG; zu den Notfallmassnahmen gehören auch vorsorgliche bauli-
che Massnahmen). Diesbezüglich bleibt zu berücksichtigen, dass im Bereich der Kulturgüter-
schutzräume für die Objekte von nationaler Bedeutung (Art. 64 Abs. 1 und 2 BZG) mit Art. 83 ff. 
ZSV nähere Bestimmungen bestehen. 
Auf Gesuch hin können die Eigentümer und Besitzer von Kulturgütern gewisse öffentliche Dienst-
leistungen für ihre Schutzmassnahmen erhältlich machen (Abs. 3). 
 
 
V. Wirtschaftliche Landesversorgung 
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§ 43  Zuständigkeiten 

a) Kanton 
 
Die wirtschaftliche Landesversorgung stellt die Verfügbarkeit von Gütern und Dienstleistungen si-
cher, die für das Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft unentbehrlich sind. Im Falle ei-
nes Versorgungsengpasses greift sie mit gezielten Massnahmen in das Marktgeschehen ein, um 
entstandene Angebotslücken zu schliessen. Die Versorgung des Landes mit Gütern und Dienst-
leistungen ist grundsätzlich Sache der Wirtschaft. Erst wenn diese ihre Versorgungsfunktion nicht 
mehr selber wahrnehmen kann, greift der Staat lenkend ein. In der Organisation der wirtschaftli-
chen Landesversorgung haben Vertreter aus allen wichtigen Wirtschaftsbranchen nach dem Mi-
lizprinzip Führungsverantwortung übernommen. Die Vereinigung dieser Kader aus den unter-
schiedlichsten Branchen der schweizerischen Wirtschaft, ihres spezifischen Wissens und ihrer Er-
fahrung wie auch ihrer vernetzten Beziehungen in einer globalisierten Wirtschaftswelt sind uner-
lässliche Voraussetzungen, um den Versorgungsauftrag im Interesse unseres Landes professionell 
erfüllen zu können. 
Gestützt auf Art.59 LVG hat der Kanton die organisatorischen Vorschriften für den Vollzug der 
ihm übertragenen Aufgaben zu erlassen und die erforderlichen Organe zu bestellen. Nach § 43 E-
GBZ ist der Kanton somit auf seinem Gebiet Träger der wirtschaftlichen Landesversorgung und 
trifft nötigenfalls die erforderlichen Vorbereitungs- und Interventionsmassnahmen. 
Der Regierungsrat bezeichnet folglich eine kantonale Zentralstelle für die wirtschaftliche Landes-
versorgung, welche die Vollzugsaufgaben wahrnimmt und koordiniert sowie mit den zuständigen 
Stellen des Bevölkerungsschutzes und der Armee im Kanton und mit dem Bund zusammenarbei-
tet (Abs. 1 und 2). 
Neu wird in Abs. 3 geregelt, dass der Regierungsrat zur Aufrechterhaltung kritischer Infrastruktu-
ren in kantonseigenen oder gemieteten Anlagen eigene Vorratshaltungen anlegen kann. 
Vorbehalten bleiben die Spezialgesetzgebung sowie die Notfallschutzmassnahmen nach der Not-
fallschutzverordnung (Abs. 4). 
 
§ 44  b) Gemeinden 
 
Das Bundesrecht weist den Kantonen gewisse Zuständigkeiten in der wirtschaftlichen Landesver-
sorgung zu. Gleichzeitig werden die Gemeinden weitgehend von ihrer Verantwortung befreit. Ge-
mäss Art. 2 Bst. c LVG gehören zu den zusammengesetzten Organisationseinheiten, welche als 
Fachbereiche bestimmte Vollzugsaufgaben nach dem Landesversorgungsgesetz wahrzunehmen 
haben, neben Fachleuten der Wirtschaft, des Bundes und der Kantone auch solche der Gemein-
den. 
Demzufolge haben die Gemeinden eine für die Belange der wirtschaftlichen Landesversorgung zu-
ständige kommunale Stelle zu bezeichnen (Abs. 1). Des Weiteren vollziehen die Gemeinden im 
Bewirtschaftungsfall die Anordnungen des Kantons (Abs. 2). 
 
 
VI. Finanzierung 
 
§ 45 Kanton 
 
Die Finanzierung im Bevölkerungsschutz und im Zivilschutz richtet sich im Verhältnis zum Bund 
nach dem Prinzip der Zuständigkeitsfinanzierung, wonach der Kanton jeweils für die ihm oblie-
genden Aufgaben die Kosten trägt (vgl. dazu auch Botschaft zur Totalrevision des Bevölkerungs- 
und Zivilschutzgesetzes, BBl 2019 535). 
Im innerkantonalen Verhältnis wird der Grundsatz der Zuständigkeitsfinanzierung für den Kanton 
für alle gesetzlichen Geltungsbereiche in § 45 Abs. 1 E-GBZ verankert: 

− Im Bereich des Bevölkerungsschutzes trägt der Kanton insbesondere auch die Kosten für die 
Grundausbildung der regionalen Führungsstäbe (Bst. a) und die Einsatzkosten der vom Kanton 
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aufgebotenen Partnerorganisationen, soweit eine anderweitige Deckung nicht möglich ist (Bst. 
b). Weiter ist er für die Kosten aus dem Betrieb und Unterhalt der kantonalen Anlagen für die 
Alarmierung der Bevölkerung zuständig, soweit und solange diese Zuständigkeiten nicht auf 
den Bund übergehen (vgl. Art. 99 Abs. 1 bzw. Abs. 1bis BZG). Dazu gehören etwa die Kosten 
für den Betrieb des Sirenenalarmsystems (Polyalert).  

− Im Bereich des Zivilschutzes hat der Kanton insbesondere auch die Kosten für die Grundaus-
bildung und die Wiederholungskurse der Schutzdienstpflichtigen und freiwillig Schutzdienst-
leistenden (Bst. d), für die Zusatzausbildung und Weiterbildung der Spezialisten (Bst. e), die 
Aus- und Weiterbildung der Kader (Bst. f) sowie für die Beschaffung, Bereitstellung und In-
standhaltung der kantonseigenen Ausrüstung, der Fahrzeuge sowie des Zivilschutzmaterials 
und für seine Schutzanlagen zu tragen (Abs. 1 Bst. c - h). 

− Im Bereich des Kulturgüterschutzes gilt ebenfalls das Zuständigkeitsprinzip. Der Kanton trägt 
insbesondere auch die Kosten für seine eigenen Schutzmassnahmen und Schutzräume (Bst. 
i). 

Nach Abs. 2 soll der Regierungsrat zur Förderung der gemeinsamen Aufgabenerfüllung im Bevöl-
kerungs- und Zivilschutz auch Unterstützungsbeiträge an die Gemeinden und Bezirke sprechen 
können. 
Nach wie vor dienen die Ersatzbeiträge in erster Linie zur Finanzierung der öffentlichen Schutz-
räume und zur Erneuerung privater Schutzräume. Verbleibende Ersatzbeiträge können aus-
schliesslich verwendet werden für die zivilschutznahe Umnutzung von Schutzanlagen, den Rück-
bau der technischen Schutzbausysteme von Schutzanlagen, wenn diese weiter hin für Zivilschutz-
zwecke genutzt oder einer anderweitigen Nutzung zugeführt werden (vgl. Art. 62 Abs. 3 BZG), 
das Einsatzmaterial des Zivilschutzes (inkl. Fahrzeuge), die periodische Schutzraumkontrolle 
(PSK) sowie die Verwaltungskosten des Ersatzbeitragsfonds. Als «zivilschutznahe» Umnutzung 
gilt beispielsweise die Umnutzung von Schutzanlagen in öffentliche Schutzräume, Heimschutz-
räume, Notunterkünfte und Kulturgüterschutzräume oder eine Umnutzung zugunsten des Bevöl-
kerungsschutzes und der Partnerorganisationen (vgl. Botschaft zur Totalrevision des Bevölke-
rungs- und Zivilschutzgesetzes vom 21. November 2018). 
 
§ 46  Gemeinden und Bezirke 
 
Die Gemeinden und Bezirke tragen nach Massgabe ihrer Zuständigkeiten die Kosten für ihre Auf-
gaben im Bevölkerungs-, Zivil- und Kulturgüterschutz sowie der wirtschaftlichen Landesversor-
gung (Abs. 1): 

− Während der Kanton die Kosten für die Grundausbildung der regionalen Führungsstäbe über-
nimmt, tragen die Gemeinden und Bezirke die Aufwendungen für deren Übungen und Einsätze 
(Bst. a). Anstelle des bisherigen Wortlauts (§ 24 Abs. 1 Bst. b GBZ) wird neu von Übungen 
und Einsätzen gesprochen, da die Weiterbildung der regionalen Führungsstäbe nicht mehr 
ausschliesslich durch Wiederholungskurse erfolgt, sondern vermehrt auch durch praktische 
Übungen in Zusammenarbeit mit Partnerorganisationen, insbesondere dem Zivilschutz. 
Die Gemeinden und Bezirke sollen die Kosten für die Entschädigungen der Angehörigen des 
regionalen Führungsstabes und weiteren Personen, welche für sie Aufgaben des Bevölkerungs-
schutzes erfüllen, tragen, soweit diese nicht unter die bundesrechtliche Erwerbsersatzordnung 
fallen (Bst. b, vgl. bisheriger § 24 Abs. 1 Bst. c GBZ). Der Begriff der Führungsunterstützung 
wird im Bevölkerungsschutz auf kommunaler Ebene nicht mehr verwendet, da dieser mittler-
weile für die Funktion der Stabsassistenten des Zivilschutzes gilt, was zu Missverständnissen 
führen würde (vgl. dazu § 25 E-GBZ). Stattdessen wird hier von den weiteren Personen gespro-
chen, welche Aufgaben des Bevölkerungsschutzes erfüllen (vgl. dazu auch den damaligen RRB 
Nr. 1641 vom 30. November 2004, Bericht zum Gesetz über den Bevölkerungsschutz und 
den Zivilschutz). 

− Im Bereich des Zivilschutzes sind die Gemeinden für die Finanzierung ihrer öffentlichen 
Schutzräume sowie die Schutzanlagen gemäss § 36 E-GBZ zuständig (zur diesbezüglichen 
Verwendung von Ersatzbeiträgen vgl. Erläuterungen zu § 45 Abs. 2 E-GBZ). 
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− Im Bereich des Kulturgüterschutzes sind die Gemeinden und Bezirke gehalten, ihre eigenen 
Schutzmassnahmen und Schutzräume zu finanzieren. 

Nach Abs. 2 Bst. a überlassen die Gemeinden dem Kanton kostenlos die Schutzanlagen zur 
Durchführung der Grundausbildung, von Wiederholungskursen und für die Lagerung von kantona-
lem Zivilschutzmaterial. Diese Ergänzung bezweckt eine Präzisierung, damit die Schutzanlagen, 
welche im Eigentum der Gemeinden sind, dem Kanton zu Ausbildungszwecken zur Verfügung ge-
stellt werden können. Zudem sollen Schutzanlagen neben der Unterbringung der Schutzdienst-
pflichtigen während den Einsätzen (Bst. b) auch der Einlagerung von Zivilschutzmaterial (Bst. c) 
dienen. 
Auf die Übernahme einer Regelung, wonach die Gemeinden auch die Kosten für den Betrieb und 
den Unterhalt der kommunalen Anlagen für die Alarmierung der Bevölkerung sowie Sirenen tra-
gen, wird verzichtet. Spätestens ab 2029 ist der Bund hierfür zuständig; bis dahin gilt hierfür die 
allgemeine Finanzierungsordnung). 
 
§ 47  Partnerorganisationen 
 
Die Kostenregelung für die Partnerorganisationen wird ohne inhaltliche Veränderungen aus dem 
bisherigen § 25 GBZ übernommen. Damit tragen die Partnerorganisationen die Kosten für die 
Ausbildung und Einsätze gemäss der jeweils massgebenden Spezialgesetzgebung. Soweit keine 
anderweitige Deckung möglich ist, übernimmt der Kanton die Kosten für Einsätze bei Grossereig-
nissen, Katastrophen und Notlagen (§ 45 Abs. 1 Bst. b E-GBZ). 
 
§ 48  Notwendige Ausgaben 
 
Dem kantonalen Führungsstab obliegt in der Akut- und Wiederherstellungsphase ereignis- und la-
gebezogen die Gesamteinsatzleitung. Neu räumt § 48 E-GBZ dem kantonalen Führungsstab eine 
Ausgabenkompetenz für die Finanzierung dringlicher Aufwendungen ein. In besonderen und aus-
serordentlichen Lagen soll der Führungsstab die notwendigen Ausgaben für die Beschaffung per-
soneller und sachlicher Mittel bis maximal 1 Mio. Franken tätigen können (Abs. 1; vgl. §§ 26 
Abs. 3 Bst. b und 28 Abs. 2 Bst. FHG). Die Finanzkompetenz gilt für Ereignisse, die eine koordi-
nierte Intervention des kantonalen Führungsstabs erforderlich machen. Räumlich erstreckt sich 
die Kompetenz auf alle Gebiete, in denen der Führungsstab Massnahmen anordnet oder Ressour-
cen einsetzt. Zeitlich beginnt die Kompetenz mit der Feststellung der besonderen oder ausseror-
dentlichen Lage durch den Regierungsrat beziehungsweise der Einsetzung des kantonalen Füh-
rungsstabs und endet mit der Rückkehr zum Normalbetrieb. 
Über die getätigten Ausgaben hat der kantonale Führungsstab dem Regierungsrat im Nachgang 
Rechenschaft abzulegen (Abs. 2). 
 
§ 49  Soforthilfe 
 
Der Regierungsrat kann bei einer besonderen oder ausserordentlichen Lage im Rahmen der ver-
fügbaren öffentlichen Mittel bei dringender Notwendigkeit subsidiär Soforthilfe gewähren (Abs. 
1).  
Im Umfang der gewährten Hilfe gehen Forderungsansprüche der unterstützten Person gegenüber 
Dritten von Gesetzes wegen an den Kanton über (Abs. 2). Als betroffene Personen gelten sowohl 
natürliche als auch juristische Personen. In der Praxis richtet sich die Soforthilfe in erster Linie 
an natürliche Personen. Juristische Personen werden berücksichtigt, wenn ihre Funktionsfähigkeit 
für die Allgemeinversorgung von wesentlicher Bedeutung ist. 
Sofern die verfügbaren öffentlichen Mittel zur Soforthilfe nicht ausreichen, ist der Regierungsrat 
befugt, die dringend notwendigen Mittel gegen Entschädigung bei Privaten zu beschlagnahmen 
(Abs. 3). Diese Massnahme gilt subsidiär, wenn alle anderen Massnahmen ausgeschöpft sind und 
der Bedarf weiter dringend nötig ist. 
 
§ 50  Requisitionsrecht 
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Das Requisitionsrecht im Bevölkerungsschutz ermöglicht es den Behörden, in einer besonderen 
oder ausserordentlichen Lage vorübergehend auf private Mittel, Einrichtungen oder Dienstleistun-
gen zuzugreifen, um die Bevölkerung zu schützen und die öffentliche Ordnung aufrechtzuerhal-
ten. Dabei können sowohl Sachgüter wie Fahrzeuge, Maschinen oder Gebäude als auch Dienst-
leistungen und Räumlichkeiten für Notunterkünfte, Lager oder Einsatzzentren requiriert werden. 
Requisitionen dürfen nur von berechtigten Stellen ausgesprochen werden und müssen notwendig 
sowie verhältnismässig sein. Die Eigentümer erhalten eine angemessene Entschädigung für den 
Gebrauch oder mögliche Schäden und die Requisition ist zeitlich begrenzt. Das Requisitionsrecht 
stellt sicher, dass im Notfall schnell auf wichtige Ressourcen zurückgegriffen werden kann, ohne 
dass vorher Verträge abgeschlossen werden müssen, und erhöht damit die Reaktionsfähigkeit bei 
Katastrophen, Pandemien oder anderen Krisensituationen (vgl. Art. 58 BZG). 
Entsprechend der bundesrechtlichen Regelung wird in § 50 E-GBZ das Requisitionsrecht im Be-
völkerungsschutz auch auf kantonaler Stufe als Eingriff in die Eigentumsfreiheit gesetzlich veran-
kert. Reichen die öffentlichen Mittel zur Bewältigung einer besonderen oder ausserordentlichen 
Lage nicht aus und können private Mittel nicht einvernehmlich beschafft werden, sind der Regie-
rungsrat und der kantonale Führungsstab befugt, bei Privaten sowie öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften und Anstalten die notwendigen Mittel zu requirieren. Dazu zählen insbesondere Sach-
mittel, Infrastrukturen, Grundstücke und Dienstleistungen (Abs. 1 Bst. a – d). 
Schäden, die während der Requisition an diesen Mitteln entstehen, oder deren Verbrauch berech-
tigen die Eigentümer bzw. Berechtigten zu einer Entschädigung des Minderwerts beziehungs-
weise zum Ersatzwert (Abs. 2). 
 
§ 51  Verursacherprinzip 
 
Die Bestimmung entspricht dem bisherigen § 17 GBZ. Ereignisse des Bevölkerungsschutzes kön-
nen sich auch aus schuldhaftem Verhalten ergeben, z. B. ein erheblicher Waldbrand durch Feuer-
entfachung trotz angeordnetem Feuerverbot.  
In solchen Fällen erscheint es nur billig, wenn die Verursacher für die Kosten, welche Kanton, 
Bezirk oder Gemeinden durch Massnahmen des Bevölkerungsschutzes entstehen, haftbar ge-
macht werden können. Will der Kanton, ein Bezirk oder eine Gemeinde Rückgriff nehmen, so be-
darf es hierfür einer anfechtbaren Verfügung. 
 
§ 52  Einsätze zu Gunsten der Gemeinschaft 
 
Die Kostentragung bei Einsätzen zugunsten der Gemeinschaft auf kantonaler, regionaler oder 
kommunaler Ebene wird neu auf Gesetzesstufe klarer und analog derjenigen für solche Einsätze 
auf nationaler Ebene geregelt. Diese Ausgestaltung knüpft an die bestehende Zuständigkeitsord-
nung und Vollzugspraxis an. Nach dem geltendem § 20 VVzGBZ sind Unterstützungsbegehren für 
Einsätze zugunsten der Gemeinschaft an das Amt für Militär-, Feuer- und Zivilschutz zu richten. 
Dieses prüft die Voraussetzungen und stellt dem Regierungsrat Antrag. Der Regierungsrat ent-
scheidet über das Begehren, legt die Kostenaufteilung fest, und das Amt für Militär-, Feuer- und 
Zivilschutz vollzieht den Entscheid. 
Gestützt auf Art. 57 ZSV, wonach die für den Zivilschutz zuständige Stelle des Kantons über die 
Bewilligung des Einsatzes entscheidet und die Kostenaufteilung zwischen Kanton, Gemeinden 
sowie Gesuchstellern festlegt, bestimmt Abs. 1 nun, dass den Gesuchstellern einerseits die Kos-
ten für Sold, Aufgebot, Reise, Verpflegung und Unterkunft nach Pauschalen in Rechnung gestellt 
werden (vgl. Art. 54 Abs. 1 und 2 ZSV). Zudem werden ihnen auch sämtliche im Zusammenhang 
mit den Einsätzen entstehenden Nebenkosten auferlegt, insbesondere für Betriebsstoffe, Einsatz-
material, Fahrzeugen, Reparaturen oder die vorübergehende Unterbringung von Gerätschaften. 
Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten und kann die Kosten solcher Einsätze bei Vorliegen be-
sonderer Gründe auch ganz oder teilweise erlassen (§ 52 Abs. 3 E GBZ). 
 
§ 53  Versicherung und Entschädigung 
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Der Regierungsrat, die Bezirke und die Gemeinden haben die Versicherung und Entschädigung 
von Mitgliedern ihrer Führungsstäbe und Personen, die für den Kanton und die Bevölkerungs-
schutzregionen bei der Ereignisbewältigung im Einsatz stehen und nicht anderweitig versichert 
oder entschädigt werden, zu regeln (Abs. 1). Der Regierungsrat regelt dies auf dem Verordnungs-
weg, die Bezirke und Gemeinden in ihren Zusammenarbeitsvereinbarungen (vgl. § 13 Abs. 1 Bst. 
b E-GBZ).  
Umfasst die Unterstützung durch Dritten eine entgeltliche Leistung oder erwächst diesen durch 
ihre Beanspruchung ein Schaden, sind sie entsprechend zu entschädigen (Abs. 2). Bei dieser Art 
von Unterstützung handelt es sich nicht um dieselbe wie bei der Requisition. 
 
§ 54  Gebühren 
 
§ 54 E-GBZ regelt die Erhebung von Verwaltungs- und Benutzungsgebühren. Diese werden insbe-
sondere verlangt, für die Benutzung des kantonalen Ausbildungszentrums durch Partnerorganisa-
tionen und Dritte (Bst. a), von Eigentümern oder Berechtigten, welche ihren Pflichten bei der 
Kontrolle oder Nachkontrolle von Schutzräumen oder Schutzanlagen nicht nachkommen (Bst. b), 
von Eigentümern oder Berechtigten, die um Aufhebung von Schutzräumen oder Schutzanlagen 
ersuchen (Bst. c) und von der betreffenden Person bei einer Verwarnung gemäss § 60 Abs. 3 E-
GBZ (Bst. d). 
 
 
VII. Vollzug und Rechtspflege 
 
§ 55  Datenbearbeitung 

a) Grundsatz 
 
§ 55 E-GBZ regelt den Grundsatz zur Datenbearbeitung. Soweit das Bundesrecht und dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmen, ist für die Bearbeitung von Personendaten das Gesetz über die 
Öffentlichkeit der Verwaltung und den Datenschutz vom 23. Mai 2007 (ÖDSG, SRSZ 140.410) 
anwendbar. 
 
§ 56  b) Bevölkerungsschutz 
 
56 E-GBZ sieht ausdrücklich vor, dass zur Erstellung und Aktualisierung des Inventars kritischer 
Infrastrukturen und zur Anordnung von Massnahmen nach § 19 E-GBZ von den Betreibern die er-
forderlichen Sach- und Personendatendaten eingefordert werden können. 
 
§ 57  c) Zivilschutz 
 
Für die Bearbeitung von Personendaten der Schutzdienstpflichtigen sind die besonderen Daten-
schutzbestimmungen von Art. 93 BZG vorrangig. Ergänzend nimmt Abs. 1 E-GBZ spezifische Da-
tenbearbeitungsregeln auf, um die Bewirtschaftung der Personendaten der Schutzdienstpflichti-
gen im Rahmen der kantonalen Vollzugskompetenzen zu ermöglichen. 
Gemäss Abs. 2 führt das zuständige Amt eine Datensammlung über die Schutzräume und 
Schutzanlagen, wodurch unter anderem das «Once-only-Prinzip» umgesetzt wird, wonach die Da-
ten der Schutzbauten nur noch an einem Ort vorhanden sind und nachgeführt werden. In der 
zentralen Schutzbaudatenbank werden sämtliche Angaben zu den Eigentümern oder Besitzern 
erfasst. Darüber hinaus legt der Regierungsrat fest, welche weiteren erforderlichen Daten darin 
erfasst werden. 
Bei der Zuweisungsplanung der Bevölkerung zu den Schutzräumen (vgl. Art. 74 ZSV), bei Schutz-
platzdefiziten und im Bezugsfall ist der Kanton auf die Zusammenarbeit mit den Gemeinden und 
den Austausch der erforderlichen Personendaten angewiesen (Abs. 3). 
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§ 58  Rechtspflege 
a) Verfahren 

 
§ 58 E-GBZ hat den geltenden § 27 GBZ im Grundsatz übernommen. Das Verwaltungsrechtspfle-
gegesetz gilt auch beim Vollzug des Bundesrecht, soweit dieses keine verfahrensrechtlichen Be-
sonderheiten vorsieht, namentlich bei den Schutzdienstpflichtigen. Vorbehalten bleibt auch das 
Notstandsrecht (vgl. § 5 E-GBZ). 
 
§ 59  b) Vermögensrechtliche Ansprüche 
 
§ 59 E-GBZ wurde zur Behebung von Unklarheiten detaillierter formuliert. Abs. 1 bezieht sich auf 
Schadenszufügungen des Kantons, von Bezirken oder Gemeinden in Erfüllung von Aufgaben des 
Bevölkerungsschutzes. Da bezüglich Schadenszufügungen durch den Bevölkerungsschutz keine 
bundesrechtlichen Vorschriften zur Haftung bestehen, kann auf das Gesetz über die Haftung des 
Gemeinwesens und die Verantwortlichkeit seiner Funktionäre vom 20. Februar 1970 (StHG, 
SRSZ 140.100) verwiesen werden. Eine solche Regelung bietet den Vorteil, dass bei den Partner-
organisationen, soweit sie unter den Geltungsbereich des Staatshaftungsgesetzes fallen, bezüg-
lich einer allfälligen Haftung kein Unterschied gemacht wird, ob ein Alltagsereignis oder ein Er-
eignis des Bevölkerungsschutzes vorliegt. 
Abs. 2 regelt das Verfahren bei widerrechtlichen Schadenszufügungen durch Lehrpersonal oder 
Schutzdienstpflichtige im Rahmen der Erfüllung von Aufgaben des Zivilschutzes nach Massgabe 
von Art. 78 ff. BZG. Zur Sicherstellung eines einheitlichen Verfahrensgangs wird gleich wie Scha-
denszufügungen im Bereich des Bevölkerungsschutzes gestützt auf das StHG das verwaltungsge-
richtliche Klageverfahren für anwendbar erklärt. 
 
§ 60  c) Strafverfolgung 
 
Die Verletzung von Strafbestimmungen nach dem Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz sind un-
verzüglich auf dem Dienstweg dem zuständigen Amt zu melden, wobei sich die Anzeigepflicht 
nach dem Justizgesetz richtet (Abs. 1 und 2). Ist die Staatsanwaltschaft für die Strafverfolgung 
zuständig, führt sie das Verfahren nach Massgabe der schweizerischen Strafprozessordnung vom 
5. Oktober 2007 (StPO, 312.0). 
Abs. 3 stützt sich auf Art. 88 Abs. 5 und Art. 89 Abs. 3 BZG, wonach bei geringfügiger Schuld 
und Tatfolgen die zuständige Behörde auf eine Strafanzeige verzichten und die betreffende Per-
son verwarnen kann. 
 
 
VIII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
§ 61  Übergangsbestimmungen 
 
Abs. 1 betrifft eine übergangsrechtliche Regelung zu den altrechtlichen Ersatzbeiträgen, welche 
noch von den Gemeinden verwaltet werden. Mit RRB Nr. 1251 vom 20. Dezember 2011 verfügte 
der Regierungsrat, dass neue Ersatzbeiträge aufgrund des revidierten Bundesrechts künftig vom 
Kanton verwaltet werden, die bisherigen Ersatzbeiträge bei den Gemeinden verbleiben und vor-
rangig zweckgebunden abzubauen sind, bevor die neuen kantonalen Ersatzbeiträge beansprucht 
werden können. Da der Kanton seither die neurechtlichen Ersatzbeiträge verwaltet und ohnehin 
über die Verwendung aller Ersatzbeiträge befindet und dies unter dem neuen Recht auch weiter-
hin gilt (vgl. Art. 61 f. BZG, § 32 E-GBZ), sollen die bei den Gemeinden verbliebenen Ersatzbei-
träge innert zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des revidierten Gesetzes endgültig auf den Kan-
ton übertragen und die entsprechenden Spezialfinanzierungen aufgehoben werden. 
Abs. 2 sieht vor, dass die Vereinbarungen über die Bildung der regionalen Führungsstäbe in den 
vom Regierungsrat festgelegten Bevölkerungsschutzregionen gemäss § 13 Abs. 2 E-GBZ innert 
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes dem Regierungsrat zur Genehmigung einzureichen 
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sind. Damit bleibt den Bezirken und Gemeinden genügend Zeit, um die nötigen Vorkehrungen 
und Absprachen zu treffen. 
 
§ 62  Aufhebung bisherigen Rechts 
 
Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird das Gesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zi-
vilschutz vom 16. März 2005 aufgehoben. 
 
§ 63  Änderung bisherigen Rechts 
 
a) Wahl- und Abstimmungsgesetz vom 15. Oktober 1970 (WAG, SRSZ 120.100) 
 
§§ 16 ff. WAG regeln die Anordnung und Vorbereitung der Wahlen und Abstimmungen. Neu wird 
die Verschiebung von Wahlterminen und –fristen in § 19a geregelt. Dabei kann der Regierungsrat 
die Wahltermine verschieben oder von den Fristen gemäss diesem Gesetz und dem Kantonsrats-
wahlgesetz vom 17. Dezember 2014 (KRWG, SRSZ 120.200) abweichen, sofern die ordentliche 
Durchführung von Gesamterneuerungs- und Ergänzungswahlen infolge einer besonderen oder aus-
serordentlichen Lage als unmöglich oder stark gefährdet erscheint. Zudem soll in einem neuen 
§ 19b die Amtsausübung während einer besonderen oder ausserordentlichen Lage verankert wer-
den. Dabei wird die Beendigung der Amtszeit (Abs. 1), der Rücktritt während eines Notstandes 
(Abs. 2) und die Übernahme des Amtes (Abs. 3) geregelt. 
 
b) Geschäftsordnung des Kantonsrates vom 17. April 2019 (GOKR) 
 
Bei § 12 Abs. 1 Bst. GOKR regelt die Aufgaben der Ratsleitung. Bst. n hält fest, dass sie in aus-
serordentlichen Lagen von der Geschäftsordnung abweichende Massnahmen für die Aufrechter-
haltung des Rats- und des Kommissionsbetriebes anordnen kann. Neu soll die Rede von «beson-
deren oder ausserordentlichen Lagen» sein und nicht mehr von «äusseren Umständen».  
 
c) Gesetz über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung vom 27. No-

vember 1986 (Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz, RVOG, SRSZ 143.110)  
 
Diese Bestimmung wurde mehrheitlich aus dem bisherigen § 9 GBZ übernommen. Danach bleibt 
der Regierungsrat vorübergehend beschlussfähig, auch wenn aufgrund einer besonderen oder aus-
serordentlichen Lage nicht mehr genügend Regierungsratsmitglieder einsatzfähig sind. Kann die 
Beschlussfähigkeit jedoch voraussichtlich während längerer Zeit nicht mehr wiederhergestellt 
werden, so ernennt der Kantonsrat, notfalls dessen Ratsleitung, interimistisch so viele Regie-
rungsratsmitglieder, dass die Beschlussfähigkeit wieder besteht. Das Amt so ernannter Interims-
regierungsräte endet, sobald die Beschlussfähigkeit wieder durch die Anwesenheit ordentlich ge-
wählter Regierungsratsmitglieder wiederhergestellt werden kann. 
 
d) Justizgesetz vom 18. November 2009 
 
Angepasst werden auch § 72 Abs. 5 und 6 des Justizgesetzes, indem dort, systematisch und the-
matisch am richtigen Ort die bisherigen Regelungen im GBZ verankert werden. Sofern somit die 
Vorkehrungen für ausserordentliche Besetzungen zur Aufrechterhaltung der Rechtspflege infolge 
einer besonderen oder ausserordentlichen Lage nicht genügen, kann die gerichtliche Aufsichtsbe-
hörde ausserordentliche Ersatzrichter ernennen oder die entsprechenden Aufgaben vorübergehend 
einem anderen Gericht überweisen (Abs. 5). 
Der neue Abs. 6 übernimmt die bisherige Regelung im GBZ, dass wenn das Kantonsgericht oder 
das Verwaltungsgericht seine Aufgaben nicht mehr erfüllen kann, der Kantonsrat oder dessen 
Ratsleitung ermächtigt ist, ausserordentliche Ersatzrichter zu ernennen und vorübergehend die 
weiteren Massnahmen zur Aufrechterhaltung der Rechtspflege zu treffen. 
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e) Gesundheitsgesetz vom 16. Oktober 2002 (GesG, SRSZ 571.110) 
 
Gemäss § 11 Abs. 1 GesG koordiniert der Kanton die medizinische Katastrophen- und Nothilfe. 
Er sorgt für den Sanitätsnotruf und die notwendige sanitätsdienstliche Vorratshaltung. Der Regie-
rungsrat ist gemäss Abs. 2 in ausserordentlichen Lagen ermächtigt, die freie Arzt- und Spitalwahl 
einzuschränken oder aufzuheben. Ausserdem kann er das Medizinal-, Pflege- und Fachpersonal 
am Arbeitsplatz oder in einer dem Wohnsitz nahe gelegenen sanitätsdienstlichen Einrichtung zum 
Dienst verpflichten. 
Es erfolgt eine Anpassung des Einleitungssatzes von § 11 Abs. 2 GesG. Der Regierungsrat soll 
nicht ausschliesslich in ausserordentlichen Lagen ermächtigt sein, die freie Arzt- und Spitalwahl 
einzuschränken oder im Gesundheitswesen tätige Personen zu ausserordentlichem Dienst zu ver-
pflichten. Diese Erkenntnis resultiert auch aus der Covid-Epidemie. Von seiner Kompetenz soll er 
nicht lage-, sondern nach Notwendigkeit ereignisbezogen, nämlich bei Notlagen, Katastrophen 
und bewaffneten Konflikten, Gebrauch machen können. 
 
f) Einführungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz vom 19. April 2000 (EGzGSchG, SRSZ 

712.110) 
 
In § 25 Abs. 3 EGzGSchG wird der Verweis auf das Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz ange-
passt. 
 
§ 64  Referendum, Publikation, Inkrafttreten 
 
Keine Bemerkungen. 

6. Auswirkungen 
 
Gemäss § 45 Abs. 2 GOKR sind im erläuternden Bericht zur Gesetzesvorlage nach Möglichkeit 
insbesondere folgende Auswirkungen offenzulegen:  
a) finanzielle und personelle Auswirkungen; 
b) Auswirkungen auf die Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt;  
c) Auswirkungen auf die Bezirke und Gemeinden. 

6.1 Finanzielle Auswirkungen 
 
Der Kanton muss weiterhin Investitionen in Kommunikations- und Alarmierungssysteme, wie Po-
lyalert, SDVN oder das mobile Sicherheitsfunksystem tätigen. Hier entstehen Investitions- und 
Unterhaltskosten, die nur zum Teil durch Bundesmittel mitfinanziert werden. Der Ausbau, die 
Einrichtung und Weiterentwicklung des zentralen Ausbildungszentrums für eigene und Partneror-
ganisationen wird mit Investitionskosten verbunden sein, die heute noch nicht abgeschätzt wer-
den können. 
 
Der Kanton kann für bestimmte Leistungen Verwaltungs- und Benutzungsgebühren erheben. 
Diese Gebühreneinnahmen werden namentlich aus der Beanspruchung kantonaler Einrichtungen, 
bei Mehraufwand und Pflichtverletzungen durch Eigentümer im Zusammenhang mit Schutzbau-
ten und bei Verwarnungen bei Nichterfüllung der Zivilschutzpflichten. Für Schutzmassnahmen 
für eigene kritische Infrastrukturen wie auch für kantonale Notvorrathaltungen werden zusätzliche 
Mittel bereitzustellen sein. 
 
Die Schutzmassnahmen für Kulturgüter, die sich im Eigentum des Kantons befinden oder diesem 
anvertraut sind, namentlich die Erarbeitung von bisher noch nicht vorhandenen Notfallplänen, 
der Betrieb, Unterhalt und allfällige Bau von Kulturgüterschutzräumen und die Erstellung von Si-
cherstellungsdokumentationen und fotografischen Sicherungskopien, werden grundsätzlich im 



 

 

RRB Nr.  - 36/38 -  

Rahmen der ordentlichen Budgetierung finanziert. Die Höhe dieser Kosten sowie zusätzliche In-
vestitionen hängen vom Umfang der erforderlichen Massnahmen und der Komplexität der einzel-
nen Schutzobjekte ab. 

6.2 Personelle Auswirkungen 
 
Die Anforderungen an kantonale und regionale Führungsstäbe werden aufgrund der verstärkten 
Koordination, Planung und Übungspflichten steigen. Diese Professionalisierung führt andererseits 
zur Entlastung bisheriger Funktionsträger (Auflösung der bisherigen Führungsstäbe der Gemein-
den und Bezirke). Die Beanspruchung von Verwaltungspersonal im Ereignisfall führt zu keinen 
personellen Mehrkosten, sondern Prioritätensetzungen in der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben. 
Die vermehrte Einbindung von Dritten (z. B. NGOs, Unternehmen) erfordert vertragliche Regelun-
gen und Koordinationsaufwand. Ihre Beanspruchung muss grundsätzlich abgegolten werden, so-
weit sie nicht auf Freiwilligkeit basiert. 

6.3 Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt 

6.3.1 Wirtschaft 
 
Die Mitwirkungs- und Unterstützungspflichten Dritter (z. B. Logistik-, Energie- oder Telekommuni-
kationsunternehmen) im Bevölkerungsschutz sowie das staatliche Requisitionsrecht können di-
rekte betriebliche Auswirkungen auf private Unternehmen haben, insbesondere bei Ressourcen-
knappheit oder Mobilmachung. Sie sind aber Ausdruck gelebter Mitverantwortung für Gesell-
schaft und Staat, insbesondere in Krisenzeiten (vgl. § 4 Abs. 1 KV). 
Die wirtschaftliche Landesversorgung wird nun auf kantonaler Ebene komplementär zum Bund 
gesetzlich geregelt und schafft damit die behördlichen Handlungsgrundlagen zur Verbesserung 
der Resilienz der Wirtschaft in Krisenzeiten und zur Versorgungssicherheit der Bevölkerung. 

6.3.2 Gesellschaft 
 
Die Revision erhöht die Sicherheit und den Schutz der Bevölkerung, namentlich durch die Ver-
besserung des Risiko- und Krisenmanagements, die Professionalisierung der Führungsorganisa-
tion und -strukturen, die Bereitstellung von verfassungs- und gesetzmässigen Handlungsmöglich-
keiten mittels klarem Notrechtsrahmen, die Regionalisierung der Zusammenarbeit in den Bevöl-
kerungsschutzregionen, die Stärkung der Partnerorganisationen des Verbundsystems durch Ein-
bindung Dritter sowie die Modernisierung und Funktionsfähigkeit der Alarmierungs- und Kommu-
nikationssysteme. 
Die Bevölkerung soll sich in Notlagen (z. B. bei Pandemien, Evakuierungen) auf die behördlichen 
Schutz- und Unterstützungsmassnahmen, die dank einer verbesserten Planung und Vorsorge be-
reitgestellt werden können, verlassen dürfen. 
Die stärkere Einbindung von Freiwilligen im Bevölkerungsschutz fördert das gesellschaftliche En-
gagement und die Solidarität, verlangt aber auch klare Regelungen und Anerkennung (z. B. Abgel-
tung, Versicherung, Ausrüstung). 

6.3.3 Umwelt- und Klimaschutz 
 
Der Bevölkerungsschutz umfasst Massnahmen zum Schutz der Bevölkerung, aber auch zum 
Schutz und zur Erneuerung ihrer Lebensgrundlagen und der natürlichen Ressourcen vor Katastro-
phen und Notlagen. Der Klimawandel und die Klimaerwärmung haben zur Folge, dass Wetterext-
reme in ihrer Häufigkeit und Intensität zunehmen. Trockenheit, Hochwasser, Steinschläge, Erd-
rutsche und Bodenerosionen stellen für den Bevölkerungsschutz neben den globalen Krisen reale 
Gefährdungsszenarien und Herausforderungen dar, auf die sich der Kanton hierorts mit verbesser-
ten Vorsorgemassnahmen zum nachhaltigen Schutz unserer Wälder, Tier- und Pflanzenvielfalt, 
Bodengesundheit und -fruchtbarkeit und der natürlichen Wasservorkommen und Sauberkeit der 
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Gewässer vorzubereiten hat und im Ereignisfall die personellen und sachlichen Mittel für der In-
standstellung und Revitalisierung bereitstellen. Auch der präventive und abwehrende Schutz kriti-
scher Infrastrukturen, namentlich die Wasser- und Energieversorgung wie auch die Entsorgungs-
einrichtungen, dient langfristig dem Umwelt- und Ressourcenschutz. 

6.3.4 Auswirkungen auf die Bezirke und Gemeinden 
 
Die Bezirke und Gemeinden bleiben zentrale Akteure im Bevölkerungsschutz und haben weiterhin 
operative Aufgaben wie die Bezeichnung von Alarmierungsverantwortlichen, die Erstellung von 
Evakuationsplänen und Notfalltreffpunkten oder den Betrieb und Unterhalt von mobilen Sirenen. 
Die Bildung regionaler Führungsstäbe stärkt und professionalisiert die Zusammenarbeit zwischen 
Gemeinden und Bezirke, bringt jedoch einen Koordinationsaufwand und hat Auswirkungen auf 
die Gemeindeautonomie. Die Verpflichtung zur interkommunalen Zusammenarbeit kann insbe-
sondere für kleinere Gemeinden herausfordernd sein, wird jedoch vom Regierungsrat unterstützt 
und gegebenenfalls angeordnet, da zur Bewältigung von besonderen und ausserordentlichen La-
gen ein belastbares, resilientes Krisenmanagement, die Nutzung von Synergien und die Solidari-
tät im Vordergrund stehen. 
 
Die Gemeinden sind wie bis anhin im Ereignisfall für die Betreuung der schutzbedürftigen oder 
obdachlosen Personen zuständig. Je nach Ereignis und Kapazitäten können sie auf die Unterstüt-
zung durch andere Gemeinden zählen. Der Kanton nimmt dabei eine aktive Koordinations- und 
Unterstützungsaufgabe wahr. 
Die Gemeinden haben weiterhin die Kosten für die Erstellung ihrer öffentlichen Schutzräume zu 
tragen, wobei dafür künftig die gänzlich kantonalisierten Ersatzbeiträge aus der Schutzraumbau-
pflicht verwendet werden können. Die Gemeinden und Bezirke werden geeignete Fachpersonen 
als Anlageverantwortliche und Chef Führungsunterstützung benennen und entsprechend ausbil-
den lassen müssen. 

7. Behandlung im Kantonsrat 

7.1 Keine Ausgabenbremse 

Beim vorliegenden Beschluss handelt es sich nicht um eine Ausgabenbewilligung. Für die 
Schlussabstimmung gilt das einfache Mehr gemäss § 87 Abs. 1 GOKR. 

7.2 Referendum 

Gemäss §§ 34 Abs. 2 und 35 KV unterstehen: 
a) Erlass, Änderung und Aufhebung von Gesetzen; 
b) internationale und interkantonale Vereinbarungen mit Gesetzesrang; 
c) Ausgabenbeschlüsse über neue einmalige Ausgaben von mehr als 5 Mio. Franken und Ausga-

benbeschlüsse über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als Fr. 500 000.-- dem 
obligatorischen oder fakultativen Referendum. 

Der vorliegende Beschluss hat den Erlass eines Gesetzes zum Gegenstand und unterliegt somit 
bei Zustimmung von weniger als Dreiviertel der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder des 
Kantonsrates, dem obligatorischen oder bei Zustimmung von Dreiviertel und mehr der an der Ab-
stimmung teilnehmenden Mitglieder des Kantonsrates, dem fakultativen Referendum. 

Beschluss des Regierungsrates 

1. Dem Kantonsrat wird beantragt, die beiliegende Vorlage anzunehmen. 
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2. Zustellung: Mitglieder des Kantonsrates; Bezirke; Gemeinden. 

3. Zustellung elektronisch: Mitglieder des Regierungsrates; Staatsschreiber; Sekretariat 
des Kantonsrates; Staatskanzlei; Departemente; Amt für Militär, Feuer- und Zivilschutz; Rechts- 
und Beschwerdedienst. 
 
 
 
Im Namen des Regierungsrates: 
 
 
 
Dr. Mathias E. Brun  
Staatsschreiber  
 
 
 


